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1. Für die Frage, ob ein ausbildungs-
adäquater Dauerarbeitsplatz für den
Jugendvertreter zur Verfügung steht,
kommt es allein auf den Bereich der
Ausbildungsdienststelle an.
2. Unterliegt die Ausbildungsdienst-
stelle bei der Stellenbewirtschaftung
keinen Vorgaben des Haushalts-
gesetzgebers in Bezug auf berufliche
Qualifikation und Fachrichtung, so ist
sie bei der Festlegung des Anfor-
derungsprofils für die zu besetzende
Stelle nicht durch § 9 BPersVG gebun-
den; dessen Wirkung erschöpft sich
hier in einer gerichtlichen Miss-
brauchskontrolle.
3. Entscheidet sich die Ausbildungs-
dienststelle dafür, mit den ihr zuge-
wiesenen Mitteln einen Arbeitsplatz
zu schaffen, der der Qualifikation des
Jugendvertreters entspricht, so ist
dieser Arbeitsplatz vorrangig mit
dem Jugendvertreter zu besetzen.
BVerwG, Beschluss v. 1.11.2005 
- 6 P 3.05 -

Zum Sachverhalt

Die am 23. Juni 1980 geborene
Beteiligte zu 1 absolvierte auf Grund
des Berufsausbildungsvertrages vom
14. Juli 2000 an der Fachhochschule
Gi. ab 1. August 2000 eine
Ausbildung im Ausbildungsberuf
Fachinformatikerin. Seit Juni 2002
war sie Mitglied der Jugend- und
Auszubildendenvertretung der Fach-
hochschule Gi., der Beteiligten zu 3.
Mit Schreiben vom 6. Februar 2003
teilte der Präsident der Fachhoch-
schule der Beteiligten zu 1 mit, dass
er keine Möglichkeit sehe, sie nach
erfolgreicher Ablegung ihrer
Abschlussprüfung in ein Arbeitsver-
hältnis zu übernehmen, da zurzeit
keine entsprechende Stelle zur
Verfügung stehe. Mit Schreiben vom
31. März 2003 beantragte die
Beteiligte zu 1 ihre Weiterbeschäfti-
gung auf unbestimmte Zeit im
Anschluss an die Beendigung des

Voraussetzungen für die Geltend-
machung des Auflösungsbe-gehrens
sind hier gegeben.

a) Das antragstellende Land Hessen
ist Arbeitgeber im Sinne von § 9 Abs.
4 Satz 1 BPersVG. Das ist derjenige,
der beim Vertragsschluss Vertrags-
partner des Arbeitsnehmers wäre.
Nach § 69 Abs. 1 des Hessischen
Hochschulgesetzes   HHG (...) steht
das Personal der Hochschulen im
Dienste des Landes. Das Land Hessen
wäre daher Vertragspartner der
Beteiligten zu 1 gewesen, wenn es
zum Abschluss eines Arbeitsvertra-
ges über deren Beschäftigung als
Fachinformatikerin an der Fachhoch-
schule Gi. gekommen wäre. 

b) Im Verfahren nach § 9 Abs. 4
BPersVG handelt für den Arbeitgeber
derjenige, der ihn gerichtlich zu ver-
treten hat. Dies ist hier der Präsident
der Fachhochschule Gi. (...), der die
Antragsschrift vom 4. Juli 2003 per-
sönlich unterzeichnet hat.

c) Zwischen dem Antragsteller und
der Beteiligten zu 1 war bereits am
27. Juni 2003 gemäß § 9 Abs. 2
BPersVG ein Arbeitsverhältnis
begründet worden. Die Beteiligte zu
1 war seinerzeit Auszubildende nach
§ 9 Abs. 1 BPersVG. Auf Grund des
Berufsausbildungsvertrages vom 14.
Juli 2000 stand sie als Auszubildende
im Ausbildungsberuf Fachinformati-
kerin in einem Berufsausbildungsver-
hältnis nach dem Berufsbildungs-
gesetz, welches gemäß § 14 Abs. 2
BBiG mit dem Bestehen der Ab-
schlussprüfung am 27. Juni 2003
endete. Zu diesem Zeitpunkt war sie
Mitglied der Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung der Fachhoch-
schule Gi., der Beteiligten zu 3. Sie hat
innerhalb der letzten drei Monate vor
Ausbildungsende, nämlich mit
Schreiben vom 31. März 2003, vom
Antragsteller ihre Weiterbeschäfti-

Berufsausbildungsverhältnisses. Am
27. Juni 2003 bestand sie die berufli-
che Abschlussprüfung. 

Am 7. Juli 2003 hat der Antragsteller
beim Verwaltungsgericht beantragt,
das zwischen ihm und der Beteiligten
zu 1 begründete Arbeitsverhältnis
aufzulösen. Dem hat das Verwal-
tungsgericht entsprochen. Die Be-
schwerde der Beteiligten zu 1 hat der
Verwaltungsgerichtshof zurückge-
wiesen. (...) 

Die Beteiligte zu 1 beantragt mit der
Rechtsbeschwerde sinngemäß, die
Beschlüsse der Vorinstanzen aufzu-
heben und den Antrag abzulehnen.

Der Antragsteller beantragt, die
Rechtsbeschwerde zurückzuweisen.

Aus den Gründen

Die zulässige Rechtsbeschwerde der
Beteiligten zu 1 ist nicht begründet.
(...) Das Arbeitsverhältnis zwischen
dem Antragsteller und der
Beteiligten zu 1 ist aufzulösen. 

1. Das streitige Auflösungsbegehren
richtet sich nach § 9 BPersVG. Dessen
entsprechende Anwendung in den
Ländern bestimmt § 107 Satz 2
BPersVG. Daraus sowie aus der
Kapitelüberschrift "Unmittelbar für
die Länder geltende Vorschriften"
ergibt sich, dass § 9 BPersVG unmit-
telbar für die Länder gilt (vgl.
Beschluss vom 1. Dezember 2003,
ZfPR 2004, 73).

2. Gemäß § 9 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2
BPersVG kann der Arbeitgeber späte-
stens bis zum Ablauf von zwei
Wochen nach Beendigung des
Berufsausbildungsverhältnisses beim
Verwaltungsgericht beantragen, das
bereits nach § 9 Abs. 2 BPersVG
begründete Arbeitsverhältnis aufzu-
lösen. Die danach erforderlichen
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gung verlangt. Damit galt zwischen
ihr und dem Antragsteller ein
Arbeitsverhältnis auf unbestimmte
Zeit als begründet.

d) Der Antragsteller hat am 7. Juli
2003 und damit innerhalb der in § 9
Abs. 4 Satz 1 BPersVG normierten
Frist von zwei Wochen nach
Beendigung des Berufsausbildungs-
verhältnisses beim Verwaltungs-
gericht den Auflösungsantrag ge-
stellt. 

3. Begründet ist der Auflösungs-
antrag gemäß § 9 Abs. 4 Satz 1
BPersVG, wenn Tatsachen vorliegen,
auf Grund derer dem Arbeitgeber
unter Berücksichtigung aller Um-
stände die Weiterbeschäftigung
nicht zugemutet werden kann. Diese
Voraussetzungen sind hier gegeben. 

Nach der Rechtsprechung des Senats
ist die Fortsetzung des Arbeitsver-
hältnisses insbesondere dann unzu-
mutbar, wenn der Arbeitgeber dem
Jugendvertreter zum Zeitpunkt der
Beendigung der Berufsausbildung
keinen auf Dauer angelegten
Arbeitsplatz bereitstellen kann, der
dessen Ausbildung entspricht und
ihn sowohl hinsichtlich der rechtli-
chen Ausgestaltung des Arbeitsver-
hältnisses als auch der Vergütung
und der beruflichen Entwicklungs-
möglichkeiten einem Beschäftigten
gleichstellt, der vom Arbeitgeber für
eine vergleichbare Tätigkeit ausge-
wählt und eingestellt worden ist.
Dabei ist die Weiterbeschäftigungs-
pflicht des öffentlichen Arbeitgebers
an das Vorhandensein einer freien
Planstelle nicht notwendig gebun-
den; entscheidend ist vielmehr, ob ein
ausbildungsadäquater, auf Dauer
angelegter und gesicherter Arbeits-
platz zur Verfügung steht. 

a) Für die Frage, ob ein ausbildungs-
adäquater Dauerarbeitsplatz für den
Jugendvertreter zur Verfügung steht,
kommt es allein auf den Bereich der
Ausbildungsdienststelle an. Das Land
als Arbeitgeber des Jugendvertreters

diese juristische Person öffentliche
Aufgaben erfüllt. Ein überzeugendes
Argument für einen dienststellen-
übergreifenden Weiterbeschäfti-
gungsanspruch lässt sich daraus
nicht herleiten.

cc) Schutzzweck der Regelung in § 9
BPersVG ist es, Auszubildende vor
Personalmaßnahmen zu bewahren,
die sie an der Ausübung ihrer
Personalrats- und Jugendvertreter-
arbeit hindern oder ihre Unabhän-
gigkeit in dieser Arbeit beeinträchti-
gen können. Indem § 9 BPersVG die
amtierende Personalvertretung bzw.
Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung vor dauernden oder vorüberge-
henden Änderungen ihrer Zusam-
mensetzung schützt, dient er
zugleich der Kontinuität der
Gremienarbeit. Das kollektivrechtli-
che Element des Schutzzwecks wird
nicht erreicht, wenn der Auszubil-
dende in einer anderen Dienststelle
weiterbeschäftigt wird. Denn damit
erlischt seine Mitgliedschaft im

Personalrat bzw. in der Jugend- und
Auszubildendenvertretung.

dd) Durch das Übernahmeverlangen
des Auszubildenden nach § 9 Abs. 2
BPersVG entsteht ein unbefristetes
Vollzeitarbeitsverhältnis, das einen
Anspruch auf ausbildungsgerechte
Beschäftigung in der Ausbildungs-
dienststelle begründet. Inhaltliche
Änderungen dieses Arbeitsverhält-
nisses unterliegen dem Konsens-
prinzip, so dass der Auflösungsantrag
nach § 9 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BPersVG
nicht mit der Begründung abgewie-
sen werden darf, dem Arbeitgeber
wäre die Begründung eines anderen
als des nach § 9 Abs. 2 BPersVG ent-

ist nicht verpflichtet, diesem einen
Arbeitsplatz in einer anderen
Dienststelle des Landes zuzuweisen.
Der Weiterbeschäftigungsanspruch
nach § 9 Abs. 2 BPersVG besteht nicht
landesweit, sondern nur in Bezug auf
diejenige Dienststelle, in welcher der
Jugendvertreter seine Berufsausbil-
dung erhalten hat:

aa) Für die Dienststellenbezogenheit
des Weiterbeschäftigungsanspruchs
spricht, dass auch die in § 9 BPersVG
geschützten personalvertretungs-
rechtlichen Funktionen dienststellen-
bezogen sind. Personalräte sowie
Jugend- und Auszubildendenvertre-
tungen werden in Dienststellen
gebildet (§§ 12, 57, 95 Abs. 2 Satz 1, §
98 Abs. 2 BPersVG und § 12 Abs. 1, §
54 Abs. 1 Satz 1 HePersVG). Der
Schutzbereich der Vorschrift er-
streckt sich grundsätzlich auf diejeni-
ge Dienststelle, bei welcher die perso-
nalvertretungsrechtliche Funktion
wahrgenommen wird. Die Dienststel-
lenbezogenheit wird bei Mitgliedern
von Stufen-
und Gesamt-
jugend- und
Auszubilden-
d e n v e r t r e -
tungen (§ 64
BPersVG und
§ 58 HePers-
VG) nicht in
Frage ge-
stellt, auch wenn hier die
Ausbildungsdienststelle nicht mit
derjenigen Dienststelle übereinstim-
men muss, in welcher die personal-
vertretungsrechtliche Funktion
wahrgenommen wird.

bb) Dass in § 9 BPersVG nur vom
Arbeitgeber und nicht vom Leiter der
Dienststelle die Rede ist und dass
folglich allein der Arbeitgeber die
Aktivlegitimation für den Auf-
lösungsantrag hat, findet seine
Erklärung darin, dass Vertragspartner
des Auszubildenden nur die betref-
fende juristische Person des öffentli-
chen Rechts sein kann, nicht aber der
Leiter der Dienststelle, welche für
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stehenden Arbeitsverhältnisses
zumutbar gewesen. Die Beschäft-
igung in der Ausbildungsdienststelle
ist wesentliches Element des
Beschäftigungsverhältnisses wäh-
rend der Ausbildung, so dass die
gemäß § 9 Abs. 2 BPersVG kraft
gesetzlicher Fiktion eintretende
Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses
sich ebenfalls nur auf die Ausbil-
dungsdienststelle beziehen kann. (...)

ff) Vielmehr nimmt das Bundes-
arbeitsgericht in ständiger Rechts-
prechung an, dass sich der
Weiterbeschäftigungsanspruch nach
§ 78 a BetrVG und folgerichtig auch
die Frage nach einem freien ausbil-
dungsadäquaten Dauerarbeitsplatz
auf den Ausbildungsbetrieb be-

schränkt. Es hat allerdings erwogen,
dass in Fällen, in denen der
Auszubildende (hilfsweise) sein
Einverständnis mit einer Weiter-
beschäftigung zu geänderten Ar-
beitsbedingungen erklärt hat, der
Schutzzweck des § 78 a BetrVG es
gebieten kann, dass der Arbeitgeber
auf derartige Änderungswünsche
eingeht. Zur Vermeidung einer
Benachteiligung wegen der Amts-
ausübung kann der Arbeitgeber
gehalten sein, Änderungswünschen,
denen er auch bei anderen Auszubil-
denden nachkommen würde, bei
einem durch § 78 a BetrVG geschütz-
ten Auszubildenden bevorzugt
Rechnung zu tragen. Voraussetzung
dafür ist, dass der Auszubildende
dem Arbeitgeber frühzeitig, regelmä-
ßig nach dessen Nichtübernahme-
mitteilung nach § 78 a Abs. 1 BetrVG
und spätestens mit dem eigenen
Weiterbeschäftigungsverlangen, zu
erkennen gibt, zu welchen abwei-

Privilegierung der Jugendvertreter in
Bund und Ländern gegenüber denje-
nigen bei anderen öffentlichen und
privaten Arbeitgebern, ohne dass
dafür eine sachliche Rechtfertigung
ersichtlich wäre. Am Ende würde sich
für jene Jugendvertreter der Schwer-
punkt der rechtlichen Schutz-
betrachtungen aus dem Bereich des 
§ 9 BPersVG hinaus- und in ein
"Ortsverteilungsverfahren" hinein-
verlagern, welches nur mehr der
Beurteilung nach § 8 BPersVG unter-
läge. 

b) Darüber, ob in der Ausbildungs-
dienststelle ein geeigneter und
besetzbarer Arbeitsplatz zur Ver-
fügung steht, hat primär der
Haushaltsgesetzgeber zu entschei-
den. 

aa) Auf das Vorhandensein von
"Planstellen" kommt es dabei nach
der Terminologie des Haushaltsrechts
schon deswegen nicht an, weil
Planstellen nur Stellen für Beamte
auf Lebenszeit sind. Bei Stellen für
Angestellte, um die es im Rahmen der
Weiterbeschäftigungspflicht nach § 9
BPersVG geht, handelt es sich um
"andere Stellen als Planstellen", wel-
che in den Erläuterungen des
Haushaltsplans auszuweisen sind 
(§ 17 Abs. 6 LHO). Soweit die in den
Erläuterungen ausgewiesenen
Stellen für Angestellte einschließlich
der dazugehörigen Zweckbestim-
mungen verbindlich sind, ist dies
maßgeblich für die Inanspruchnah-
me der personellen Ausgaben durch
die Verwaltung. Ist daher in den ver-
bindlichen Erläuterungen des Haus-
haltsplans eine Stelle für Angestellte
für die vom Jugendvertreter erwor-
bene Qualifikation ausgewiesen und
ist diese Stelle im maßgeblichen
Zeitpunkt der Beendigung des
Ausbildungsverhältnisses unbesetzt,
so ist diese Stelle vorrangig mit dem
Jugendvertreter zu besetzen. 

bb) Liegt eine der Qualifikation des
Jugendvertreters entsprechende
Zweckbestimmung des Haushalts-

chenden Arbeitsbedingungen er sich
seine Weiterbeschäftigung vorstellt. 

Diesen Erwägungen tritt der Senat
für den Anwendungsbereich des § 9
BPersVG bei. Damit ist ein Schutz-
niveau gewährleistet, welches sich
daran orientiert, dass § 9 BPersVG
eine spezielle Ausformung des in § 8
BPersVG normierten Benachteili-
gungsverbots darstellt. Pflegt der
öffentliche Arbeitgeber Auszubil-
dende, welche er in der Ausbildungs-
dienststelle nicht weiterbeschäftigen
kann, bei anderen Dienststellen sei-
nes Zuständigkeits- und Verantwor-
tungsbereichs einzustellen, so ist es
bei Wahrung des Benachteiligungs-
verbots nicht gerechtfertigt, Auszu-
bildenden in personalvertretungs-

r e c h t l i c h e n
F u n k t i o n e n
diese Möglich-
keit zu verwei-
gern. Wäre der
öffentliche Ar-
beitgeber dage-
gen gehalten,
jeden freien aus-
bildungsadäqua-

ten Dauerarbeitsplatz, der im jeweili-
gen Zeitpunkt der Beendigung der
Berufsausbildung in irgendeiner sei-
ner Dienststellen verfügbar ist, für
Auszubildende mit personalvertre-
tungsrechtlichen Funktionen zu
reservieren, so käme dies in den
Fällen, in denen der Bund oder ein
Land Arbeitgeber ist, faktisch einer
Beschäftigungsgarantie nahe, weil
sich bei Bund und Ländern mit ihren
zahlreichen Dienststellen zumeist
eine Stelle finden wird, die der
Qualifikation des jeweiligen Jugend-
vertreters adäquat ist. Dadurch
würde der Grundsatz in Frage
gestellt, wonach die Regelung in § 9
BPersVG kein totales Einstellungs-
gebot beinhaltet, sondern offen ist
für eine einzelfallbezogene Abwä-
gung, deren Ergebnis sein kann, dass
die Weiterbeschäftigung unzumut-
bar ist. Zudem wäre eine arbeitgeber-
bezogene Betrachtungsweise gleich-
bedeutend mit einer erheblichen
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gesetzgebers nicht vor, so ist ein frei-
er Arbeitsplatz nicht deswegen vor-
handen, weil eine im maßgeblichen
Zeitpunkt freie Stelle ohne Verstoß
gegen das Haushaltsrecht mit dem
Jugendvertreter besetzt werden
könnte. Das Haushaltsrecht weist
insbesondere durch das Institut der
Deckungsfähigkeit (§§ 20, 46 LHO)
ein hohes Maß an Flexibilität auf,
welches es erlaubt, Ausgaben unter
Durchbrechung des Grundsatzes der
sachlichen Bindung zu leisten. Diese
Flexibilität des Haushaltsrechts
besagt jedoch nicht, dass jede im
maßgeblichen Zeitpunkt freie Stelle
mit Rücksicht auf § 9 BPersVG zu
Gunsten des Jugendvertreters in
Anspruch genommen werden muss.
Zwar ist der Senat von freien
Arbeitsplätzen auch in Fällen ausge-
gangen, in denen beim Arbeitgeber
die Übung bestand, unbefristete
Arbeitsverträge mit Absolventen
einer Berufsausbildung abzuschlie-
ßen, solange die Vergütung aus dem
Gesamtbudget gesichert war, oder in
denen die vorläufige Weiterbeschäf-
tigung auf einer "Beförderungsstelle"
unter dem Vorbehalt möglich war,
dass die Beschäftigung später auf
dem durch den vorgesehenen
Beförderungsvorgang demnächst
freiwerdenden Arbeitsplatz fortge-
setzt werden sollte. Hierbei handelte
es sich jedoch   in Übereinstimmung
mit der in § 9 Abs. 4 Satz 1 BPersVG
vorgeschriebenen Einzelfallwür-
digung   um besondere Fallgestal-
tungen, die den Grundsatz nicht in
Frage stellen, wonach der Weiter-
beschäftigung des Jugendvertreters
das Fehlen eines freien ausbildungs-
adäquaten Dauerarbeitsplatzes ent-
gegengehalten werden kann. Dieser
Grundsatz ließe sich nicht mehr auf-
rechterhalten, wenn der Arbeitgeber
alle Instrumente des Haushaltsrechts
ausschöpfen müsste, um dem
Jugendvertreter einen Arbeitsplatz
zu verschaffen. 

c) Soweit es sich wie im vorliegenden
Fall bei der Ausbildungsdienststelle
um eine Hochschule des Landes

wenn die Hochschule bei der
Verwendung der ihr zugewiesenen
personellen Mittel im Rahmen der
allgemeinen gesetzlichen Vorgaben
frei darüber entscheidet, wie sie die
ihr übertragenen öffentlichen
Aufgaben am besten erfüllt. Auf die-
ser Ebene der Entscheidungsfindung
beschränkt sich die Wirkung von § 9
BPersVG auf eine Missbrauchskon-
trolle: Die Weiterbeschäftigung ist
ausnahmsweise dann zumutbar,
wenn die Entscheidung über die

Zweckbestimmung der Mittelver-
wendung erkennbar das Ziel verfolg-
te, die Weiterbeschäftigung des
Jugendvertreters zu verhindern. 

bb) Anders verhält es sich, wenn die
zuständigen Hochschulgremien ent-
schieden haben, zur Erfüllung der
ihnen übertragenen Aufgaben mit
den ihnen zugewiesenen Mitteln
Arbeitsplätze zu schaffen, die der
Qualifikation des Jugendvertreters
entsprechen. Auf dieser zweiten
Entscheidungsebene, nämlich derje-
nigen der Stellenbesetzung, kommt
der in § 9 BPersVG normierte qualifi-
zierte Diskriminierungsschutz zum
Tragen, welcher   über § 8 BPersVG
hinaus   selbst dann eintritt, wenn
nachgewiesen werden kann, dass der
Arbeitgeber den Betroffenen nicht
wegen seiner Tätigkeit für die
Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung benachteiligt hat. Die Stelle ist
vorrangig mit dem Jugendvertreter
zu besetzen, es sei denn, die
Weiterbeschäftigung ist aus gewich-
tigen Gründen ausnahmsweise unzu-
mutbar, etwa weil Mitbewerber
objektiv wesentlich fähiger und
geeigneter sind. 

Hessen handelt, existiert keine ver-
bindliche Vorgabe des Haushalts-
gesetzgebers, die in Bezug auf beruf-
liche Qualifikation und Fachrichtung
bei der Stellenbesetzung zu beachten
wäre.  (...)

aa) Bei der Entscheidung, (ob für
einen Jugendvertreter, der an der
Hochschule eine Berufsausbildung
absolviert hat, ein ausbildungsad-
äquater Dauerarbeitsplatz zur
Verfügung steht,) ist das jeweils zu-
s t ä n d i g e
H o c h s c h u l -
organ nicht
durch § 9
BPersVG ge-
bunden. Der
Arbeitgeber
ist nicht
g e h a l t e n ,
betriebliche oder finanzielle Vorkeh-
rungen zu schaffen, um Mitgliedern
einer Jugend- oder Personalvertre-
tung, die ihre Ausbildung beenden,
auf deren Verlangen einen
Arbeitsplatz zur Verfügung stellen zu
können. Die Schaffung neuer Arbeits-
plätze kann nicht über den Weg der
nach § 9 BPersVG bestehenden
Weiterbeschäftigungspflicht er-
zwungen werden. Auf die Mittelver-
wendung durch die Hochschule über-
tragen bedeutet dies, dass die
zuständigen Hochschulgremien nicht
gezwungen sind, auf ihnen zu Gebote
stehenden freien Stellen Arbeitsplät-
ze zu schaffen, die auf die Qualifika-
tion von Jugendvertretern zuge-
schnitten sind, die ihre Weiterbe-
schäftigung geltend machen. § 9
BPersVG gebietet nicht, dass sich die
Hochschule bei der Bewirtschaftung
der ihr zugewiesenen knappen finan-
ziellen Ressourcen in Widerspruch zu
den von ihr intendierten Prioritäten
setzt. Bei der Entscheidung über die
Mittelverwendung obliegt ihr auch
keine Prüfpflicht zu Gunsten des
Jugendvertreters, deren Erfüllung der
Kontrolle durch die Verwaltungs-
gerichte unterliegt. Der § 9 BPersVG
prägende Gedanke des Diskriminie-
rungsschutzes ist nicht berührt,
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§ 9 BPersVG gebietet nicht, dass sich die 

Hochschule bei der Bewirtschaftung ihrer 

finanziellen Ressourcen in Widerspruch zu den von ihr

intendierten Prioritäten setzt.



cc) Die dargelegten Grundsätze
stimmten überein mit der ständigen
Rechtsprechung des Bundesarbeits-
gerichts zu § 78 a BetrVG. Danach
bestimmt sich die Frage nach einem
freien Arbeitsplatz für einen durch 
§ 78 a BetrVG geschützten Auszubil-
denden nicht danach, ob Arbeitsauf-
gaben vorhanden sind, mit deren
Verrichtung der Arbeitnehmer
betraut werden könnte. Welche
Arbeiten im Betrieb verrichtet wer-
den sollen und wie viele Arbeitneh-
mer damit beschäftigt werden,
bestimmt vielmehr der Arbeitgeber
durch seine arbeitstechnischen Vor-
gaben und seine Personalplanung.
Hat er keinen Einstellungsbedarf, ist
ein freier Arbeitsplatz nicht vorhan-
den. 

Zwar hat die Befugnis des Arbeit-
gebers, über die Einrichtung von
Arbeitsplätzen zu entscheiden, in der
Privatwirtschaft und im öffentlichen
Dienst unterschiedliche rechtliche

Wurzeln. Damit ist jedoch nicht
zugleich gesagt, dass das durch § 78 a
BetrVG einerseits und § 9 BPersVG
andererseits jeweils angestrebte
Schutzniveau verschieden ausfällt.

Dagegen spricht schon die Entste-
hungsgeschichte beider Vorschriften.
Angesichts dessen erscheint es aus-
geschlossen, dass die Entschei-
dungsfreiheit des öffentlichen Arbeit-
gebers bei der Schaffung von Arbeits-
plätzen mit Rücksicht auf die Weiter-
beschäftigung von Jugendvertretern
durch § 9 BPersVG stärker einge-
schränkt werden sollte als diejenige
des privaten Arbeitgebers durch 
§ 78 a BetrVG. Dass der öffentliche
Arbeitgeber an Vorgaben des Haus-
haltsgesetzgebers gebunden ist und
daraus gegebenenfalls auf das

Monaten vor dem vereinbarten Ende
des Ausbildungsverhältnisses vorge-
nommen wird. Das folgt aus dem
Zweck der Schutzbestimmungen des
§ 9 BPersVG. Der Arbeitgeber muss
innerhalb des Drei-Monats-Zeitrau-
mes des § 9 Abs. 2 BPersVG mit einem
Übernahmeverlangen rechnen. Er
muss dem Verlangen entsprechen,
wenn nicht der Ausnahmetatbestand
des § 9 Abs. 4 Satz 1 BPersVG vorliegt.
Daraus folgt seine ergänzende
Pflicht, bei Einstellungsvorhaben in
diesem Zeitraum die Möglichkeit
eines Übernahmeverlangens gemäß
§ 9 Abs. 2 BPersVG und damit das
Entstehen eines Arbeitsverhältnisses
kraft Gesetzes zu berücksichtigen. 

f) Das Begehren nach § 9 Abs. 4, § 107
Satz 2 BPersVG ist im personalvertre-
tungsrechtlichen Beschlussverfahren
zu verfolgen.  (...)

Das Auflösungsbegehren des Arbeit-
gebers nach § 9 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2
BPersVG hat Erfolg, wenn die
Weiterbeschäftigung des Jugendver-
treters unzumutbar ist. Nach allge-
meinen Grundsätzen muss derjenige,
der aus dem Vorliegen einer Tatsache
eine ihn begünstigende Rechtsfolge
herleitet, diese Tatsache beweisen
(materielle Beweislast). 

Den Arbeitgeber trifft somit die
materielle Beweislast hinsichtlich
derjenigen Tatsachen, aus denen sich
die Unzumutbarkeit der Weiterbe-
schäftigung herleiten lässt. Lässt sich
nach erschöpfender Aufklärung des
Sachverhalts durch das Gericht unter
Mitwirkung der Beteiligten nicht
zweifelsfrei ermitteln, ob solche
Tatsachen vorliegen, ist das Auf-
lösungsbegehren abzulehnen. 

4. In Ansehung der vorstehenden
Grundsätze und auf der Grundlage
der vom Verwaltungsgerichtshof
getroffenen Feststellungen steht fest,
dass im Zeitpunkt der Beendigung
der Berufsausbildung zur Fachinfor-
matikerin am 27. Juni 2003 für die
Beteiligte zu 1 an der Fachhochschule

Vorhandensein freier ausbildungsad-
äquater Dauerarbeitsplätze geschlos-
sen werden kann, erklärt sich daraus,
dass die parlamentarische Willens-
äußerung dem staatlichen Rechts-
träger zuzurechnen ist und damit als
vorweggenommene Entscheidung
des Arbeitgebers über die mit der
Stellenausweisung verfolgten Ver-
waltungszwecke gilt. Fehlt es wie im
vorliegenden Fall an derartigen
Vorgaben des Haushaltsgesetzge-
bers, so besteht kein Anlass, öffentli-
che und private Arbeitgeber im
Bezug auf die Weiterbeschäftigung
von Jugendvertretern unterschied-
lich zu behandeln. 

d) Eine regelmäßige Pflicht des
Arbeitgebers zur Einrichtung eines
Arbeitsplatzes für den Jugendvertre-
ter kann auch nicht aus § 626 Abs. 1
BGB hergeleitet werden. Denn wäh-
rend diese Vorschrift darauf abstellt,
ob dem Arbeitgeber die Fortsetzung
des Arbeitsverhältnisses lediglich bis

zum Ablauf der
Kündigungsfrist
bzw. bis zur ver-
einbarten Been-
digung zugemu-
tet werden kann,
ist bei § 9 Abs. 4
BPersVG zu ent-

scheiden, ob ihm die Weiterbeschäf-
tigung des Arbeitnehmers in einem
unbefristeten Arbeitsverhältnis zu-
mutbar ist. 

e) Wie bereits eingangs erwähnt, ist
der Zeitpunkt der Beendigung des
Ausbildungsverhältnisses für die
Beurteilung der Zumutbarkeit nach 
§ 9 Abs. 4 Satz 1 BPersVG maßge-
bend. Dem Arbeitgeber kann es aber
im Einzelfall zumutbar sein, den
Jugendvertreter auf Dauer in einem
Arbeitsverhältnis zu beschäftigen,
weil er einen kurz vor der Beendigung
der Berufsausbildung freigeworde-
nen Arbeitsplatz wiederbesetzt hat,
statt ihn für einen nach § 9 BPersVG
geschützten Auszubildenden freizu-
halten. Das gilt regelmäßig bei einer
Besetzung, die innerhalb von drei
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Ob ein freier Arbeitsplatz für den Jugendvertreter 

vorhanden ist, richtet sich grundsätzlich nach den

Verhältnissen im Zeitpunkt der Beendigung des 

Ausbildungsverhältnisses.



Gi. kein ausbildungsadäquater
Dauerarbeitsplatz vorhanden war, so
dass die Weiterbeschäftigung durch
den Antragsteller unzumutbar war. 

a) Auf das Vorhandensein eines
Arbeitsplatzes für die Beteiligte zu 1
lässt sich nicht daraus schließen, dass
die Fachhochschule im maßgebli-
chen Zeitpunkt laut Ausschreibung
zwei Mitarbeiter im Datenverarbei-
tungszentrum Gi. mit den
Schwerpunkten "Netzwerktechnik"
und "UNIX Administration" suchte.
Diese beiden Arbeitsplätze waren für
die Beteiligte zu 1 nicht ausbildungs-
adäquat. Denn die Fachhochschule
verlangte für beide Stellen ein abge-
schlossenes einschlägiges Hoch-
schulstudium (Informatik oder ver-
gleichbares Studium), ersatzweise
mehrjährige einschlägige Berufser-
fahrung. (...)

b) Aus dem Umstand, dass seit Ende
2001 im Datenverarbeitungsservice-
zentrum Fr. ein Fachinformatiker
beschäftigt ist, kann die Beteiligte zu
1 ebenfalls nichts zu ihren Gunsten
herleiten. Maßgeblicher Zeitpunkt
für das Vorhandensein eines freien
Arbeitsplatzes ist die Beendigung der
Berufsausbildung; der Drei-Monats-
Zeitraum davor ist wegen § 9 Abs. 2
BPersVG einzubeziehen. Dass die
Fachhochschule Ende 2001 über
einen freien Arbeitsplatz für einen
Fachinformatiker verfügte, konnte
der Beteiligten zu 1 im für sie maß-
geblichen Zeitraum ab frühestens
Ende März 2003 nicht zu einem
Arbeitsplatz verhelfen. Eine Kün-
digung des genannten Mitarbeiters,
um der Beteiligten zu 1 einen
Arbeitsplatz zu verschaffen, schied
aus.

c) Die Fachhochschule war nicht
durch § 9 BPersVG gehalten, Stellen
für studentische Hilfskräfte in eine
Stelle für eine Fachinformatikerin
umzuwandeln. Wie aus § 87 Abs. 1
Satz 2, Abs. 2 Halbsatz 1 HHG ersicht-
lich ist, sollen die von studentischen
Hilfskräften zu erbringenden Dienst-

Anmerkung

Es ist zu begrüßen, dass das
Bundesverwaltungsgericht mit der
vorliegenden Entscheidung deutlich
gemacht hat, dass es für die Frage, ob
ein ausbildungsadäquater Ausbil-
dungsplatz für einen Jugendvertreter
zur Verfügung steht, ausschließlich
auf den Bereich der Ausbildungs-
dienststelle ankommt. Zwar hatte
das Gericht bereits in einer mehr als
20 Jahre zurückliegenden Entschei-
dung festgestellt, dass der Weiter-
beschäftigungsanspruch nicht lan-
desweit (erst recht nicht bundesweit)
gilt, sondern sich nur auf diejenige
Dienststelle bezieht, in der ein
Jugendvertreter seine Ausbildung
erhalten hat. Es ist zu hoffen, dass
nunmehr eine abschließende Klar-
heit darüber besteht, dass ein
Jugendvertreter sein Weiterbeschäf-
tigungsverlangen nur auf die
Dienststelle beziehen kann, in der er
Mitglied der dortigen Jugend- und
Auszubildendenvertretung ist. 

§ 9 BPersVG schützt nicht nur
Auszubildende vor Personalmaß-
nahmen, die sie an einer unabhängi-
gen Ausübung ihres Amtes als

leistungen in Forschung und Lehre
zugleich ihrer eigenen wissenschaft-
lichen Ausbildung dienen. Der Einsatz
von studentischen Hilfskräften dient
somit speziellen Zwecken, die mit der
Beschäftigung einer beruflichen
Fachkraft nicht verfolgt werden und
auf deren Förderung die Hochschule
nicht zu Gunsten der Weiterbeschäf-
tigung von Jugendvertretern verzich-
ten muss. (...)

f) Das vom Verwaltungsgerichtshof
angesprochene Problem des Einstel-
lungsstopps stellt sich hier nicht.
Über die Auswirkungen einer Besetz-
ungssperre auf die Zumutbarkeit der
Weiterbeschäftigung nach § 9 Abs. 4
Satz 1 BPersVG ist zu entscheiden,
wenn Stellen vorhanden sind, deren
Zweckbestimmung auf die Qualifi-
kation des Jugendvertreters zuge-
schnitten ist, so dass der Besetzung
der Stelle mit dem Jugendvertreter
ohne den Einstellungsstopp nichts im
Wege stünde. 

Im vorliegenden Fall fehlt es jedoch
bereits an einer derartigen Widmung
seitens der dafür zuständigen und
verantwortlichen Gremien der
Hochschule. (...)
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Konsequenzen für die Praxis

1. Ein Mitglied einer Jugend- und Auszubildendenvertretung, das innerhalb

der letzten drei Monate vor Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses

schriftlich vom Arbeitgeber seine Weiterbeschäftigung verlangt, kann dieses

Verlangen nur auf einen Arbeitsplatz im Bereich der Ausbildungsdienststelle

selbst richten. 

2. Ein öffentlicher Arbeitgeber, der bei der Stellenbewirtschaftung keinen

Vorgaben des Haushaltsgesetzgebers in Bezug auf berufliche Qualifikationen

und Fachrichtung unterliegt, ist bei der Festlegung des Anforderungsprofils

für die zu besetzende Stelle nicht in der Weise gebunden, dass er dieses Profil

zur Sicherung eines Weiterbeschäftigungsanspruches eines Mitglieds einer

Jugend- und Auszubildendenvertretung entsprechend anlegt. Ein Gericht ist

auf die Prüfung der Frage beschränkt, ob der öffentliche Arbeitgeber mit der

Entscheidung über die Zweckbestimmung der Mittelverwendung die Weiter-

beschäftigung des Jugendvertreters verhindern wollte.

3. Macht ein öffentlicher Arbeitgeber gerichtlich geltend, dass ihm die

Weiterbeschäftigung eines Jugendvertreters unzumutbar ist, so hat er ent-

sprechenden Tatsachen vorzutragen und zu beweisen. Gelingt ihm die

Beweisführung nicht oder nur unzureichend, dann ist der Jugendvertreter

weiterzubeschäftigen. 



Mitglied einer Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung hindern. Vielmehr
wird auch die amtierende Vertretung
selbst vor Änderungen in ihrer
Zusammensetzung geschützt. Dieser
letztgenannte Schutzzweck könnte
dann nicht erreicht werden, wenn
das Mitglied einer Jugend- und
Auszubildendenvertretung nach
Beendigung des Berufsausbildungs-
verhältnisses seine Weiterbeschäfti-
gung auch in jeder anderen Dienst-
stelle eines Landes oder gar des
Bundes verlangen könnte, je nach-
dem, ob Land oder Bund Arbeitgeber
sind. Insofern ist es zutreffend, dass
sich der Schutzbereich der Vorschrift
nur auf diejenige Dienststelle
erstrecken kann, in der die Vertre-
tungsfunktion durch den Auszubil-
denden wahrgenommen wird. Eine
andere Betrachtungsweise würde
darüber hinaus zu einer Privilegie-
rung von Mitgliedern von Jugend-
und Auszubildendenvertretungen
führen; denn eine ausschließlich
arbeitgeberbezogene Betrachtungs-
weise würde diejenigen, die nicht in
Bund und Ländern, sondern bei ande-
ren öffentlichen Arbeitgebern tätig
sind, benachteiligen. 
Ebenso zutreffend sind die Ausfüh-

der ihm zugewiesenen Mittel zur
Schaffung eines Arbeitsplatzes, der
der Qualifikation eines Jugendver-
treters entspricht, entscheidet, so hat
er diesen Arbeitsplatz vorrangig mit
einem Jugendvertreter zu besetzen. 
Bedeutsam ist die vorliegende
Entscheidung auch in Bezug auf die
Ausführungen zur  Beweislast hin-
sichtlich der Tatsachen, die die
Weiterbeschäftigung unzumutbar
machen. Der öffentliche Arbeitgeber
hat Tatsachen für die von ihm
behauptete Unzumutbarkeit vorzu-
tragen und diese Tatsachen auch zu
beweisen. Wenn sich nach einer
umfassenden Beweisaufnahme nach
Auffassung des Gerichts nicht genü-
gend Tatsachen dafür ergeben, dass
die Weiterbeschäftigung unzumut-
bar ist, dann ist der geltend gemach-
te Anspruch (Auflösung des Arbeits-
verhältnisses wegen Unzumutbar-
keit der Weiterbeschäftigung) abzu-
lehnen.

rungen des Gerichts im Hinblick auf
die Festlegung eines Anforderungs-
profils für eine zu besetzende Stelle,
sofern diese Stelle keinen Vorgaben
des Gesetzgebers in Bezug auf die
berufliche Qualifikation und die
Fachrichtung unterliegt. § 9 BPersVG
schreibt nämlich öffentlichen Arbeit-
gebern nicht vor, Vorkehrungen dafür
zu schaffen, dass Mitgliedern von
Jugend- und Auszubildendenvertre-
tungen nach Beendigung ihrer
Ausbildung ein Arbeitsplatz zur
Verfügung gestellt werden kann.
Jedem öffentlichen Arbeitgeber steht
die ausschließliche Entscheidungs-
kompetenz darüber zu, wie er die ihm
übertragenen Aufgaben am besten
erfüllt. Unter Bezugnahme auf 
die Rechtsprechung des BAG kommt
auch das Bundesverwaltungsgericht
zu dem Ergebnis, dass sich in den vor-
genannten Fällen nur dann ein
Anspruch auf eine dem öffentlichen
Arbeitgeber zumutbare Weiterbe-
schäftigung ergibt, wenn erkennbar
ist, dass die Mittelverwendung
gezielt so eingesetzt worden ist, dass
die Weiterbeschäftigung eines 
Jugendvertreters verhindert werden
sollte. Wenn sich allerdings der
öffentliche Arbeitgeber im Rahmen
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dass dieser generell erklärt, mit einer
Einladung durch den Personalrat
ohne vorherige Rücksprache einver-
standen zu sein, wenn die gleichzeiti-
ge Mitteilung der Einladung ihm
ermöglicht, gegebenenfalls Einwän-
de vorzubringen und die Verschie-
bung der Besprechung zu erreichen.
BVerwG,
Beschluss v. 12.12.2005 - 6 P 7.05 -

1. Will der Personalrat eine Gruppen-
versammlung im Sinne von § 45 Abs.
2 Satz 2 NWPersVG einberufen, so
muss er sich zuvor mit dem Dienst-
stellenleiter abstimmen.
2. Das Gleiche gilt, wenn er einzelne
Beschäftigte zu einem Besprechungs-
termin in das Personalratsbüro einla-
den will; für solche Fälle kann das
Benehmen mit dem Dienststellenlei-
ter auch dadurch hergestellt werden,

Zum Sachverhalt 

Mit Schreiben vom 18. Januar 2002
lud der Antragsteller (Personalrat)
alle beim Studentenwerk Aachen
beschäftigten Hausmeister für
Mittwoch, den 30. Januar 2002, 15.30
Uhr, in das Personalratsbüro ein.
Gegenstand der Besprechung sollte
der Beschluss des Verwaltungs-
gerichts vom 13. Dezember 2001   16

Einberufung einer Gruppenversammlung durch den
Personalrat/Einladung einzelner Beschäftigter zu
Besprechungsterminen im Personalratsbüro

Download Vollversion

http://www.dbb.de/dokumente/zfpr/2006/zfpronline_2006_02_01.pdf


K 457/01.PVL   sein, durch welchen
ein Mitbestimmungsrecht bei der
Einführung eines Reparaturbuchs
verneint wurde. Nachdem der
Antragsteller erfahren hatte, dass
einem der Hausmeister von Seiten
einer Vorgesetzten die Teilnahme an
der Besprechung verweigert worden
war, bat er mit Schreiben vom 30.
Januar 2002 den Beteiligten um

Klarstellung. Dieser bekräftigte
sodann mit Schreiben vom 6. Februar
2002, dass derartige Besprechungen
nur mit seiner Zustimmung zulässig
seien. Das daraufhin angerufene
Verwaltungsgericht hat das
Begehren des Antragstellers abge-
lehnt, dessen Berechtigung festzu-
stellen, einzelne Beschäftige oder
Gruppen von ihnen an einem
bestimmten Tag zu einer bestimmten
Uhrzeit zu Besprechungen in seine
Diensträume bitten zu können, ohne
dies zuvor mit dem Beteiligten abzu-
stimmen. 

Das Oberverwaltungsgericht hat die
Beschwerde des Antragstellers
zurückgewiesen. (...)

Der Antragsteller beantragt sinnge-
mäß, die Beschlüsse der Vorinstanzen
aufzuheben und nach seinem erstin-
stanzlichen Antrag zu erkennen. Der
Beteiligte und der Vertreter des
Bundesinteresses verteidigen den
angefochtenen Beschluss.

Aus den Gründen 

Die zulässige Rechtsbeschwerde des
Antragstellers ist nicht begründet. (...)
Der Antragsteller hat keinen
Anspruch darauf, einzelne Beschäf-
tigte oder Gruppen von ihnen zu
einem bestimmten Zeitpunkt zu

Merkmale "besondere Belange" und
"Teil der Beschäftigten" aufeinander
bezogen. Es ist daher   auch über die
formelle Einteilung nach § 14 Abs. 1
Satz 1 NWPersVG hinaus   jede
Gruppe erfasst, deren Angehörige
sich durch spezifische Interessen von
den anderen Beschäftigten in der
Dienststelle unterscheiden. Insofern
ist die Bezeichnung "Gruppenver-
sammlung" für diesen Unterfall der
Personalversammlung gerechtfer-
tigt.

(2) Den eigenständigen Charakter der
Gruppenversammlung bestätigt die
Gesetzessystematik. Während die
Teilversammlung in ihrer allgemei-
nen Form nach § 45 Abs. 2 Satz 1
NWPersVG gegenüber der Vollver-
sammlung als Ausnahmefall konzi-
piert ist, findet die Gruppenver-
sammlung schon immer dann statt,
wenn sie der Personalrat zur
Erörterung der spezifischen Inte-
ressen der Gruppenangehörigen für
erforderlich halten darf.

(3) Diese spezielle Erweiterung des
Instituts der Teilversammlung ist
vom Gesetzgeber gewollt. § 45 Abs. 2
Satz 2 NWPersVG ist durch das
Gesetz zur Änderung des Personal-
vertretungsgesetzes vom 18.
Dezember 1984, GV.NRW. 1985, S. 29,
angefügt worden. In der Begründung
zum Gesetzesentwurf der Landes-
regierung wurde die Ergänzung aus-
drücklich als Erweiterung der
Möglichkeit von Teilversammlungen
bezeichnet (vgl. LT-Drucks. 9/3091 S.
36).

cc) Die Kompetenzen der Gruppen-
versammlung nach § 45 Abs. 2 Satz 2
NWPersVG folgen denjenigen, die
nach der für Personalversammlun-
gen allgemein geltenden Befugnis-
norm des § 48 NWPersVG bestehen.
Danach kann die Personalversamm-
lung dem Personalrat Anträge unter-
breiten, zu seinen Beschlüssen
Stellung nehmen und alle Ange-
legenheiten behandeln, die die
Dienststelle oder ihre Beschäftigten

Besprechungen in seine Räume zu
bitten, ohne dies zuvor mit dem
Beteiligten abzustimmen.

1. Das Begehren des Antragstellers ist
zulässig. Namentlich fehlt es ihm
nicht am Rechtsschutzbedürfnis.
Zwar wird die vom Antragsteller
gewünschte Verfahrensweise nach
dessen Angaben vom Beteiligten

inzwischen wie-
der akzeptiert.
Dessen prozes-
suales Verhal-
ten, welches
weiterhin auf die
Abweisung des
Begehrens hin-
zielt, kann aber

nur so verstanden werden, dass er
sich vorbehält, vom Antragsteller
jederzeit wieder die vorherige
Terminabsprache in den vom streiti-
gen Begehren erfassten Fällen zu ver-
langen. (...)

2. Der streitige Feststellungsantrag
erfasst nach seinem ausdrücklichen
Wortlaut Besprechungen des An-
tragstellers mit Gruppen von
Beschäftigten. (...)

a) Bei derartigen Veranstaltungen
handelt es sich um Teilversammlun-
gen nach § 45 Abs. 2 Satz 2
NWPersVG. (...) 

bb) § 45 Abs. 1 Satz 1 NWPersVG
bestimmt, dass die Personalver-
sammlung aus den Beschäftigten der
Dienststelle besteht. § 45 Abs. 2 Satz
1 NWPersVG sieht für den Fall, dass
nach den dienstlichen Verhältnissen
eine gemeinsame Versammlung aller
Beschäftigten nicht stattfinden kann,
Teilversammlungen vor. Das Gleiche
gilt gemäß § 45 Abs. 2 Satz 2
NWPersVG, wenn die Abhaltung
einer Teilversammlung zur Erörte-
rung der besonderen Belange eines
Teils der Beschäftigten erforderlich
ist.

(1) Nach dem Wortlaut der letztge-
nannten Bestimmung sind die
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Die Gruppenversammlung ist ein spezifischer,

für den Geltungsbereich des LPersVG NW 

ausdrücklich zugelassener Unterfall der

Teilpersonalversammlung.



unmittelbar betreffen. Schon der
Wortlaut legt es nahe, dass sich die
Personalversammlung mit allen
Aufgaben befassen darf, die in den
Zuständigkeitsbereich des Personal-
rats fallen, also vor allem auch mit
Fragen im Zusammenhang mit des-
sen Beteiligungsrechten. (...)

dd) Für die Gruppenversammlung als
Unterfall der Personalversammlung
gelten ferner die Regelungen in § 49
Sätze 1 und 2 NWPersVG, wonach der
Dienststellenleiter teilnahmeberech-
tigt und über die Einberufung zu
unterrichten ist.

ee) Die Bedeutung der Regelung in 
§ 45 Abs. 2 Satz 2 NWPersVG
erschöpft sich nicht darin, die Voraus-
setzungen zu bestimmen, unter
denen eine Gruppenversammlung
stattzufinden hat. Die Gruppenver-
sammlung unterliegt als Unterfall
der Personalversammlung grund-
sätzlich denselben Regelungen wie
diese. Sie teilt daher, wenn auch in
kleinerem Maßstab, deren rechtli-
chen Status als Organ der
Personalvertretung mit dem
Charakter eines dienststelleninter-
nen Ausspracheforums. In dieser
Hinsicht unterliegt der Personalrat
dem Typenzwang. Liegen die mate-
riellen Voraussetzungen für die
Einberufung einer Gruppenver-
sammlung vor, so kann er sich nur
dieser Veranstaltungsform bedienen.
Er kann nicht etwa auf Sprechstun-
den und vergleichbare Veranstal-
tungsformen ausweichen, weil er
etwa die nach § 49 Sätze 1 und 3
NWPersVG vorgesehene Anwesen-
heit des Dienststellenleiters nicht
wünscht. Mit der Einrichtung der
Gruppenversammlung als Unterfall
der Personalversammlung hat der
Gesetzgeber zum Ausdruck gebracht,
dass bei gegebenem Anlass der
Personalrat und die betroffenen
Beschäftigten gegebenenfalls unter
Einschluss des Dienststellenleiters
und anderer in § 49 NWPersVG
genannter Personen in einen offenen
Meinungsaustausch eintreten sollen.

sammlung, da es um das Mitbestim-
mungsrecht des Antragstellers ging.

b) Vor der Einberufung einer
Gruppenversammlung nach § 45 Abs.
2 Satz 2 NWPersVG muss sich der
Antragsteller mit dem Beteiligten
abstimmen.

aa) Wie sich aus § 46 Abs. 2 und 3
NWPersVG ergibt, ist der Personalrat
für die Einberufung von Personalver-
sammlungen und damit auch für die-
jenige von Teilversammlungen nach 
§ 45 Abs. 2 NWPersVG zuständig. § 47
Satz 1 NWPersVG bestimmt weiter,
dass Personalversammlungen wäh-
rend der Arbeitszeit stattfinden,
soweit nicht die dienstlichen Ver-
hältnisse eine andere Regelung erfor-
dern. Diese Vorschrift gibt dem
Dienststellenleiter zwar unter den
dort normierten Voraussetzungen
einen materiellen Einwand gegen die

vom Personalrat vorgesehene
Terminierung der Personalversamm-
lung. Sie stattet ihn jedoch nicht mit
einem förmlichen Zustimmungsrecht
aus, über welches sich der Personal-
rat nicht hinwegsetzen kann.

bb) Damit ist jedoch nicht zugleich
gesagt, dass sich der Personalrat
wegen der Einberufung der
Personalversammlung nicht mit dem
Dienststellenleiter in Verbindung set-
zen muss. (...) Dem Gesetzgeber ging
es bei der damaligen Rechtsänderung
somit darum, die Einrichtung von
Sprechstunden durch den Personal-
rat auch hinsichtlich Zeit und Ort
nicht mehr an die Zustimmung des
Dienststellenleiters zu binden, son-
dern es bei der Verpflichtung des
Personalrats bewenden zu lassen,
sich mit dem Dienststellenleiter

Will der Personalrat daher alle
Beschäftigten der Dienststelle, die
sich im Sinne von § 45 Abs. 2 Satz 2
NWPersVG durch gemeinsame
Merkmale auszeichnen, in einer
Veranstaltung versammeln, so ist die
Gruppenversammlung die gebotene
Veranstaltungsform. Nach der
Typenbildung des Gesetzgebers ent-
behrt eine unter den materiellen
Voraussetzungen des § 45 Abs. 2 Satz
2 NWPersVG stattfindende Veran-
staltungen jener Höchstpersönlich-
keit und Vertraulichkeit, welche die
Sprechstunde und ihr vergleichbare
Besprechungen auszeichnen und
welche die Anwesenheit des
Dienststellenleiters naturgemäß aus-
schließen. 

ff) Bei der Einladung des Antragstel-
lers vom 18. Januar 2002 handelte es
sich der Sache nach um die Einbe-
rufung einer Gruppenversammlung
nach § 45
Abs. 2 Satz 2
N W Pe r s V G .
Sie war an
alle im Be-
reich des Stu-
dentenwerks
Aachen be-
schäftigten
Hausmeister und damit an eine
Gruppe gerichtet, deren Angehörige
sich durch gemeinsame berufliche
Funktionen von anderen Beschäftig-
ten der Dienststelle unterscheiden.
Der Antragsteller durfte die
Einladung der Hausmeister zur
Erörterung ihrer besonderen Belange
für erforderlich halten, da es um
deren Verpflichtung zur Führung
eines Reparaturbuchs ging. Die
Versammlung diente nach dem
Wortlaut der Einladung dazu, den
gerade zugestellten Beschluss des
Verwaltungsgerichts, durch welche
das Mitbestimmungsrecht des An-
tragstellers bei der Einführung des
Reparaturbuchs verneint wurde, zu
besprechen und das weitere Vor-
gehen festzulegen. Dies war gemäß §
48 Sätze 1 und 2 NWPersVG zulässi-
ger Gegenstand einer Gruppenver-
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Vor der Einberufung einer Personalversammlung 

muss sich der Personalrat mit dem Dienststellenleiter 

über den Termin ins Benehmen setzen.



abzustimmen. Die Rechtslage bei der
Einberufung von Personalversamm-
lungen hat er dabei nicht im Auge
gehabt. Aus der Regelung in § 39 Abs.
1 Satz 2 NWPersVG kann daher nichts
dafür hergeleitet werden, welche
Obliegenheit gegenüber dem
Dienststellenleiter den Personalrat
bei der Einberufung von Personal-
versammlungen trifft.

(2) Sinn und Zweck der Regelung in 
§ 47 Satz 1 NWPersVG gebieten es,
dass sich der Personalrat vor der
Einberufung einer Personalver-
sammlung mit dem Dienststellenlei-
ter abstimmt. Etwaigen Bedenken
des Dienststellenleiters gegen den
Termin der Personalversammlung

unter dem Gesichtspunkt dienstli-
cher Erfordernisse hat der Personal-
rat dadurch Rechnung zu tragen, dass
er sich vor der Einberufung der Ver-
sammlung mit dem Dienststellenlei-
ter ins Benehmen setzt. Dabei wird
sich in aller Regel ein Konsens über
einen Termin erzielen lassen, der
insoweit jeden Streit erübrigt. Eine
solche Verfahrensweise entspricht
dem Gebot vertrauensvoller Zusam-
menarbeit nach § 2 Abs. 1
NWPersVG. Der Personalrat hat
daher vor jeder Einberufung einer
Personalversammlung Kontakt mit
dem Dienststellenleiter aufzuneh-
men. Lässt sich über den Versamm-
lungstermin keine Einigkeit erzielen,
so kann der Personalrat die Einladung
bewirken, wenn er die Bedenken des
Dienststellenleiters nicht für stich-
haltig hält. Es ist dann dessen Sache,
die Verlegung der Versammlung im
personalvertretungsrechtlichen Be-
schlussverfahren   gegebenenfalls
durch einstweilige Verfügung   ge-
richtlich durchzusetzen, wenn die
dienstlichen Erfordernisse dies gebie-
ten.

aufzusuchen. Er kann freilich die
Verschiebung des Besuchs verlangen,
wenn dies wegen unaufschiebbarer
dienstlicher Erfordernisse geboten
ist.

Um die Durchführung einer Sprech-
stunde geht es hier nicht, weil nach
der vom streitigen Feststellungsbe-
gehren erfassten Fallgestaltung die
Initiative zu der Besprechung vom
Personalrat ausgeht und der Bespre-
chungstermin individuell festgelegt
ist. 

b) Dieser Fallgestaltung nahe kommt
diejenige, in welcher der Personalrat
den Beschäftigten bittet, die
Sprechstunde aufzusuchen. 

aa) Bedenken gegen eine dahinge-
hende Befugnis des Personalrats
bestehen nicht. Ist nach Maßgabe
von § 39 Abs. 1 Satz 2 NWPersVG in
Bezug auf die Abhaltung der
Sprechstunde das Benehmen mit
dem Dienststellenleiter hergestellt,
so kann es diesem gleichgültig sein,
ob die Initiative zum Besuch der
Sprechstunde im Einzelfall vom
Beschäftigten oder vom Personalrat
ausgeht, solange er wegen des
Zeitpunkts der Besprechung gewich-
tigen dienstlichen Belangen Geltung
verschaffen kann. Dies ist der Fall.
Will nämlich der Personalrat den
Beschäftigten zu einem bestimmten
Zeitpunkt in die Sprechstunde einla-
den, so muss er sich zuvor mit dem
Dienststellenleiter abstimmen. Dies
folgt aus dem in § 47 Satz 1
NWPersVG enthaltenen Rechts-
gedanken, der auch der Benehmens-
regelung in § 39 Abs. 1 Satz 2
NWPersVG zu Grunde liegt. 

bb) Eines Einvernehmens bedarf es
allerdings nicht. Wie das oben wie-
dergegebene Zitat aus den
Gesetzgebungsmaterialien belegt, ist
der Gesetzgeber davon ausgegangen,
dass der Personalrat sich bei der zeit-
lichen Festlegung der Sprechstunden
gewichtigen Einwänden des Dienst-
stellenleiters im Allgemeinen nicht

cc) Auf das Recht, vom Personalrat
wegen des beabsichtigten Termins
einer Personalversammlung ins
Benehmen gesetzt zu werden, kann
der Dienststellenleiter nicht verzich-
ten. Er ist für die ordnungsgemäße
Erfüllung der öffentlichen Aufgaben
durch die Dienststelle verantwort-
lich. (...)

4. Der streitige Feststellungsantrag
erfasst nach seinem ausdrücklichen
Wortlaut auch die Einladung einzel-
ner Beschäftigter in die Räume des
Antragstellers. Auch in dieser
Hinsicht hat der Antragsteller keinen
Anspruch darauf, ohne vorherige
Abstimmung mit dem Beteiligten
tätig zu werden. Es bestehen hier

aber keine Be-
denken dage-
gen, dass das Be-
nehmen in der
Weise herge-
stellt wird, dass
der Beteiligte

dem Antragsteller gestattet, einzelne
Beschäftigte ohne vorherige Termin-
absprache in seine Räume zu laden.

a) Um die Durchführung einer
Sprechstunde während der Arbeits-
zeit, die der Personalrat gemäß § 39
Abs. 1 Satz 1 NWPersVG einrichten
kann, handelt es sich hierbei nicht.
Unter Sprechstunden sind regelmä-
ßig (täglich, ein- oder mehrmals
wöchentlich oder monatlich) wieder-
kehrende Zeiträume zu verstehen, in
denen der einzelne Beschäftigte
Gelegenheit hat, Anregungen und
Beschwerden vorzubringen sowie
Auskünfte oder Rat einzuholen, und
die den Personalrat in den Stand set-
zen, Sorgen und Anliegen der von ihm
vertretenen Beschäftigten kennen zu
lernen. Die Initiative zum Besuch der
Sprechstunde geht vom Beschäftig-
ten aus. Aus der gesetzlichen
Verankerung der Sprechstunden in 
§ 39 NWPersVG ergibt sich, dass der
Dienststellenleiter personalvertre-
tungsrechtlich verpflichtet ist, dem
Beschäftigten Gelegenheit zu geben,
die Sprechstunde des Personalrats
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Kommt trotz Einigungsversuch eine Einigung 

über den Termin der Personalversammlung 

nicht zustande, so kann der Personalrat

die Versammlung einberufen.



verschließen wird. Deswegen hat er
vom Zustimmungserfordernis abge-
sehen. Dieses Leitbild vom Personal-
rat als einer Institution, die ihre Be-
fugnisse typischerweise nicht unter
Missachtung der dienstlichen Be-
lange ausnutzen wird, kommt auch
zum Tragen, wenn der Personalrat
einzelne Beschäftigte zu sich in die
Sprechstunde einlädt. Weigert sich
der Personalrat, auf berechtigte Ein-
wände des Dienststellenleiters einzu-
gehen, so steht diesem wiederum
wie im oben erörterten Fall der Ein-
berufung zur Personalversammlung
effektiver Rechtsschutz im personal-
vertretungsrechtlichen Beschlussver-
fahren zu Gebote. 

Die Einladung des Beschäftigten in
die Sprechstunde des Personalrats an
das Einvernehmen des Dienststellen-
leiters zu binden, stünde im Übrigen
im Wertungswiderspruch zur oben
erörterten Rechtslage bei der
Einladung zu Personalversammlun-
gen. Diese bringt   auch in Form einer
Teil- oder Gruppenversammlung
typischerweise eine erheblich größe-
re Beeinträchtigung des Dienst-
ablaufs mit sich als die Ladung eines
einzelnen Beschäftigten zu einem
Besprechungstermin. Es können
daher insoweit in Bezug auf die
Berücksichtigung dienstlicher Be-
lange in formeller Hinsicht   Beneh-
men oder Einvernehmen des
Dienststellenleiters   keine höheren
Anforderungen gestellt werden, als
sie für die Einberufung der
Personalversammlung Geltung bean-
spruchen.

c) Nicht anders verhält es sich, wenn
der Personalrat einzelne Beschäftigte
zu bestimmten Zeitpunkten in seine
Räume einlädt, ohne dass eine
Sprechstunde eingerichtet ist.

aa) Nach § 39 Abs. 1 Satz 1
NWPersVG steht die Einrichtung von
Sprechstunden im Ermessen des
Personalrats. Dieser handelt grund-
sätzlich nicht pflichtwidrig, wenn er
von der Einrichtung von Sprechstun-

anderen Gesetze übertragen werden,
wenn die Abhaltung einer Teilver-
sammlung zur Erörterung der beson-
deren Belange eines Teils der
Beschäftigten erforderlich ist.
Nicht übertragbar sind demgegen-
über die speziell auf die nach § 45
Abs. 2 Satz 2 NWPersVG vorgesehe-
nen Gruppenversammlungen bezo-
genen Ausführungen des Gerichts, da
diese Unterart der Personalver-
sammlung nicht in allen Personal-
vertretungsgesetzen zugelassen
wird, so z.B. auch nicht im BPersVG. 

Der Entscheidung ist zuzustimmen.
Im Interesse eines geordneten
Dienstablaufs ist es erforderlich, dass
ein Personalrat dem Dienststellenlei-
ter Kenntnis von seiner Absicht gibt,
eine Teilpersonalversammlung
durchzuführen bzw. einzelne
Beschäftigte, die eine wesensgleiche
Aufgabenstellung haben, zu
Besprechungen in das Personalrats-
büro zu bitten. Dem Dienststellenlei-
ter muss Gelegenheit gegeben wer-
den, den Personalrat um eine
Verschiebung des in Aussicht genom-
menen Termins dann zu bitten, wenn
dringende dienstliche Aufgaben zu
diesem Zeitpunkt zu erfüllen sind.
Dabei geht es nicht darum, dem
Personalrat seine Absicht auszure-
den, sondern ausschließlich um den
Termin. Die Durchführung von
Personalversammlungen, Teilversam-
mlungen bzw. von Sprechstunden ist
alleine Sache des Personalrats. Er hat
nach pflichtgemäßem Ermessen die
Notwendigkeit entsprechender Ver-
anstaltungen zu prüfen. Ebenso hat
er aber auch auf die Interessen des
Dienststellenleiters Rücksicht zu neh-
men - übrigens auch auf die Inter-
essen von Beschäftigten, die nicht
möchten, dass sie wegen einer Teil-
nahme an den genannten Veranstal-
tungen mit dem Dienststellenleiter in
Konflikt geraten.

Insbesondere in Verwaltungen mit
Publikumsverkehr darf es keinem
Zweifel unterliegen, dass ein
Dienststellenleiter unter bestimmten

den absieht und stattdessen einzelne
Beschäftigte aus jeweils gegebenem
Anlass zu einer Besprechung in seine
Räume bittet. Abweichendes kann
gelten, wenn die Einrichtung von
Sprechstunden mit spürbar geringe-
ren Eingriffen in den Dienstbetrieb
verbunden ist als individuelle
Besprechungstermine. Solches ist
hier nicht ersichtlich und wird vom
Beteiligten nicht geltend gemacht.

bb) Den dienstlichen Erfordernissen
ist auch bei dieser Fallgestaltung
dadurch Rechnung zu tragen, dass
jede Einladung eines Beschäftigten
zu einem Besprechungstermin mit
dem Dienststellenleiter abzustim-
men ist. Da die individuellen Ge-
sprächstermine hier im Vergleich zur
Einrichtung von Sprechstunden
Ersatzfunktion haben, ist das
Benehmenserfordernis ohne Wei-
teres aus § 39 Abs. 1 Satz 2
NWPersVG herzuleiten.

cc) Da die Einladung einzelner
Beschäftigter zu Besprechungster-
minen mit einem erheblich geringe-
ren Eingriff in den Dienstbetrieb ver-
bunden ist als die Einberufung zu
einer Personalversammlung, kann
das Benehmen auch dadurch herge-
stellt werden, dass der Dienststellen-
leiter generell erklärt, mit einer
Einladung durch den Personalrat
ohne vorherige Rücksprache einver-
standen zu sein, wenn die gleichzeiti-
ge Mitteilung der Einladung ihm
ermöglicht, gegebenenfalls Einwän-
de vorzubringen und die Verschie-
bung der Besprechung zu erreichen. 

Anmerkung

Der Wortlaut der Bestimmungen, die
sich mit der Einberufung und
Durchführung von Personalver-
sammlungen befassen, sind im Bund
und in den Ländern in den jeweiligen
Personalvertretungsgesetzen weitge-
hend deckungsgleich. Aus diesem
Grund kann die vorliegende, zum
Landespersonalvertretungsgesetz
NW ergangene Entscheidung auf alle
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Voraussetzungen (z. B. Ablauf von
Meldeterminen) an der Verschiebung
von Terminen interessiert sein muss,
zumal dann, wenn sich die Verwal-
tung als bürgernah versteht. 

Zutreffend hat das Bundesverwal-
tungsgericht auch auf das Gebot zur
vertrauensvollen Zusammenarbeit
zwischen Dienststellenleiter und
Personalrat verwiesen. Ebenso
zutreffend ist der Hinweis auch dar-
auf, dass in der Praxis in aller Regel
eine Verständigung über einen

wirksam durchsetzen kann, falls es
die dienstlichen Erfordernisse tat-
sächlich erfordern.

Die vorliegende Entscheidung sollte
für Personalvertretungen und
Dienststellenleiter Anlass dazu sein,
sich in allen vergleichbaren Fällen
konsensbereit zu zeigen und nur
dann die Gerichte zu bemühen, wenn
dies tatsächlich geboten ist. Die
Verpflichtung, vertrauensvoll mitein-
ander umzugehen, d. h. auf die jewei-
ligen Interessen Rücksicht zu neh-
men, muss von beiden Seiten ernst
genommen werden. Dies geschieht -
wie bereits ausgeführt - in den meis-
ten Fällen. 

Termin dann möglich ist, wenn bei-
derseits Konsenswille besteht. Ein
Personalrat, der ausnahmsweise mit
den Einwendungen eines Dienststel-
lenleiters hinsichtlich der Termine
nicht einverstanden ist, kann eine
Personalversammlung/Teilversamm-
lung etc. anberaumen. Es ist sodann
dem Dienststellenleiter überlassen,
die Verlegung der Versammlung
gerichtlich durchzusetzen. Dies zeigt,
insbesondere im Falle eines einstwei-
ligen Verfügungsverfahrens, dass ein
Dienststellenleiter seine Interessen
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Konsequenzen für die Praxis

Will ein Personalrat eine Teilversammlung durchführen, dann hat er hiervon

den Dienststellenleiter in Kenntnis zu setzen, um ihm Gelegenheit zu geben,

dann um eine Verschiebung des in Aussicht genommenen Termins zu bitten,

wenn dies aus zwingenden dienstlichen Gründen erforderlich ist. Gleiches gilt

in den Fällen, in denen ein Personalrat mehrere, von ihrer Aufgabenstellung

vergleichbare Beschäftigte zu einer Besprechung in sein Personalratsbüro ein-

lädt.

1. Ob eine gegen die guten Sitten
verstoßende Wahlbeeinflussung
i.S.d. § 21 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 LPVG
NRW (PersVG NW 1974) vorliegt, ist
in jedem Einzelfall unter Berücksich-
tigung der Gesamtumstände und
unter sorgfältiger Abwägung der
Entscheidungsfreiheit der Wähler
und des grundsätzlichen Rechts der
Wahlbewerber, auf die Entscheidung
der Wähler einzuwirken, zu entschei-
den.
2. Zur Frage, ob es eine gegen die
gute Sitten verstoßende Wahlbeein-
flussung darstellt, wenn Wahlbe-
werber gegen das vom Dienststellen-
leiter ausgesprochene Verbot versto-
ßen, Wahlzeitungen über das dienst-
stelleninterne Intranet zu verbreiten,

Gruppe der Beamten stand wegen
deren geringer Zahl kein eigener
Personalratssitz zu. 

Am 25. Juni 2004 haben die
Antragsteller das vorliegende
Wahlanfechtungsverfahren eingelei-
tet: Die Wahl sei ungültig, weil die
Beteiligte zu 2. unter Verletzung ihrer
Neutralitätspflicht zu Gunsten der  X
in die Wahl eingegriffen und so die
Wahl in einer gegen die guten Sitten
verstoßenden Weise beeinflusst
habe. Der X seien umfangreiche
Sonderrechte, insbesondere die
uneingeschränkte Nutzung des
dienststelleninternen Intranets, ein-
geräumt worden. Seit Januar 2003
habe die X die von ihr herausgegebe-

bzw. wenn der Dienststellenleiter
einen solchen Verstoß duldet.
3. Die Beobachtung einer Personal-
ratswahl durch wahlberechtigte Be-
dienstete oder Beauftragte der in der
Dienststelle vertretenen Gewerk-
schaften ist grundsätzlich zulässig.
OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss
v. 10.11.2005 - 1 A 5076/04.PVL -

Zum Sachverhalt

Bei den Rheinischen Landeskliniken L.
wurde vom 7. bis 9. Juni 2004 die
Wahl zum Personalrat durchgeführt.
Es wurden elf Personalratsmitglieder
gewählt, von denen neun der Gruppe
der Angestellten und zwei der
Gruppe der Arbeiter angehörten. Der

Sittenwidrige Wahlbeeinflussung
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ne X Zeitung über die Kommunikati-
onsprogramme"GroupWise" bzw.
"Outlook" an sämtliche Beschäftigten
verschickt. Entsprechend sei kurz vor
der Wahl eine Einladung zur X-
Wahlparty, die zudem in Räumen der
Dienststelle stattgefunden habe, und
nach der Wahl ein X-Bericht über den
Wahlausgang verschickt worden.
Zusätzlich habe die X im dienststel-
leninternen Intranet über eine eigene
E-Mail-Adresse sowie über eine eige-
ne Rubrik für Veröffentlichungen ver-
fügt; für letztere sei seit dem 27. Mai
2004 auf der Homepage der
Dienststelle ein blinkender Link ein-
gerichtet gewesen. Mit Schreiben
vom 3. Juni 2004 habe sich die
Antragstellerin zu 1. über die einseiti-
ge Bevorzugung der X beschwert,
trotzdem habe die Wahlwerbung der
X weiterhin im Intranet gestanden.
Im Gegensatz dazu sei die
Wahlwerbung der Antragstellerin zu
1. seitens der Beteiligten zu 2. behin-
dert worden. Einer Vertreterin der
Antragstellerin zu 1. seien im März
2003 sowie im Februar und März
2004 insgesamt drei Mal schriftlich
arbeitsrechtliche Konsequenzen an-
gedroht worden, weil sie einen Aufruf
über das dienststelleninterne Intra-
net versandt bzw. Flugblätter verteilt
habe. Ferner habe die Beteiligte zu 2.
die Wahl dadurch behindert, dass sie
die Anwesenheit einer angeblichen
Wahlbeobachterin in einem Neben-
raum des Wahllokals durchgesetzt
habe. Wahlbeobachter seien in der
Wahlordnung nicht vorgesehen und
deswegen generell geeignet, den ord-
nungsgemäßen Ablauf der Wahl zu
stören. Die Anwesenheit im Wahl-
lokal sei nur wahlberechtigten Per-
sonen und dies auch nur zum Zweck
der Stimmabgabe gestattet. Der
unberechtigte Aufenthalt von
Personen im Wahllokal beeinträchti-
ge die subjektive Wahlfreiheit der
übrigen Wähler und sei deswegen
unzulässig. 

Mit Beschluss vom 3. November 2004
hat die Fachkammer für Landesper-
sonalvertretungssachen des Verwal-

LPVG NRW (sittenwidrige Wahlbe-
einflussung) in Betracht, der aber im
Ergebnis nicht vorliegt (1. und 2.). Ein
Verstoß gegen eine wesentliche
Vorschrift über das Wahlverfahren ist
ferner auch mit Blick auf die von den
Antragstellern gerügte Wahlbeob-
achtung zu verneinen (3). (...)

1. Die Beteiligte zu 2. hat durch ihr
Verhalten nicht in einer gegen die
guten Sitten verstoßenden Weise
Einfluss auf die Wahl genommen. 
§ 21 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 LPVG NRW
schützt die Willensbildung und
Entscheidungsfreiheit der an der
Wahl beteiligten Personen. 

Durch diese Norm soll eine Beein-
flussung des Wahlergebnisses in
einer nicht von der Rechtsordnung
gebilligten Weise ausgeschlossen
werden. Während die Wahlbehinde-
rung uneingeschränkt unzulässig ist,
ist die Wahlbeeinflussung nur verbo-
ten, sofern sie gegen die guten Sitten
verstößt. Danach ist Wahlwerbung
grundsätzlich zulässig. Gegen die
guten Sitten verstößt eine Wahl-
beeinflussung nur dann, wenn eine
Maßnahme unter Würdigung von
Inhalt, Beweggrund und Zweck gegen
das Anstandsgefühl aller billig und
gerecht Denkenden verstößt. Dabei
ist in jedem Einzelfall unter Berück-

sichtigung der Gesamtumstände und
unter sorgfältiger Abwägung der
Entscheidungsfreiheit der Betrof-
fenen und des grundsätzlichen
Rechts, auf ihre Entscheidung einzu-
wirken, zu entscheiden, ob eine
gegen die guten Sitten verstoßende
Wahlbeeinflussung gegeben ist. 

In diese Abwägung ist insbesondere
auch die Erheblichkeit des beanstan-

tungsgerichts den Antrag, die vom 7.
bis 9. Juni 2004 bei den Rheinischen
Kliniken L. durchgeführte Personal-
ratswahl für ungültig zu erklären,
abgelehnt. 

Aus den Gründen

II. Die fristgerecht erhobene und
rechtzeitig begründete Beschwerde
ist zulässig, hat aber in der Sache kei-
nen Erfolg. 

Gemäß § 22 Abs. 1 LPVG NRW können
mindestens drei wahlberechtigte
Beschäftigte, jede in der Dienststelle
vertretene Gewerkschaft oder der
Leiter der Dienststelle innerhalb von
zwei Wochen nach dem Tage der
Bekanntgabe des Wahlergebnisses
die Wahl beim Verwaltungsgericht
anfechten, wenn gegen wesentliche
Vorschriften über das Wahlrecht, die
Wählbarkeit oder das Wahlverfahren
verstoßen worden und eine
Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei
denn, dass durch den Verstoß das
Wahlergebnis nicht geändert oder
beeinflusst werden konnte. 

Danach ist der Wahlanfechtungs-
antrag zwar zulässig - die Antrag-
steller sind anfechtungsberechtigt,
der Antrag ist form- und fristgerecht
gestellt -, aber unbegründet, da kein
Verstoß i.S.d. §
22 Abs. 1 LPVG
NRW vorliegt.
N a m e n t l i c h
haben weder
die Beteiligte
zu 2. noch die
X gegen we-
sentliche Vor-
schriften über das Wahlverfahren
verstoßen. Diesbezüglich steht im
Vordergrund der Vorwurf der
Antragsteller, die Beteiligte zu 2. habe
die X bevorzugt, indem sie ihr im
Gegensatz zur Antragstellerin zu 1.
das hausinterne Intranet für Zwecke
der Wahlwerbung zur Verfügung
gestellt habe. Insoweit kommt ein
Verstoß des Beteiligten - aber auch
der X gegen § 21 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2
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deten Verhaltens in Bezug auf eine
Gefährdung des durch § 21 Abs. 1
Satz 1 Alt. 2 LPVG NRW geschützten
Rechtsguts einzustellen. 

Dem Vorwurf der Antragsteller, die
Beteiligte zu 2. habe durch ihr
Verhalten die Wahl des Personalrats
in einer gegen die guten Sitten ver-
stoßenden Weise beeinflusst, indem
sie der X das hausinterne Intranet
zum Zwecke der Wahlwerbung zur
Verfügung gestellt habe, nicht aber
der Antragstellerin zu 1., liegt die
zutreffende Rechtsauffassung zu
Grunde, dass die Dienststellenleitung
sich in Bezug auf Personalratswahlen
grundsätzlich neutral zu verhalten
hat, sie insbesondere nicht einer
Gruppierung Vorteile gewähren darf,
die sie (einer) anderen Gruppie-
rung(en) versagt. 

Die Beteiligte zu 2. hat indes durch
ihr Verhalten vor der Wahl nicht in
einer gegen die guten Sitten versto-
ßenden Weise gegen ihre
Neutralitätspflicht verstoßen. Insbe-
sondere hat sie der X keine Nutzung
des Intranets oder der E-Mail-
Programme (Outlook, GroupWise)
genehmigt, die sie nicht auch - wäre
dies begehrt worden - der Antrag-
stellerin zu 1. genehmigt hätte. (...)

f) Allerdings ist die Beteiligte zu 2.
nicht unverzüglich gegen die
Nutzung des Outlook-Programms
durch die X eingeschritten, obwohl
ihr diese Nutzung spätestens seit
dem Beschwerdeschreiben der
Antragstellerin vom 6. Mai 2004
bekannt war. Unstreitig hat die
Beteiligte zu 2. der X die Nutzung des
Outlook-Programms erst am 4. Juni
2004 mündlich untersagt und diese
Untersagung am 8. Juni 2004 noch-
mals per E-Mail bestätigt. 

Eine Wahl kann nicht nur durch akti-
ves Tun, sondern auch durch
Unterlassen sittenwidrig beeinflusst
werden (vgl. Cecior/Vallendar/
Lechtermann/Klein, a.a.O., § 21 Rn. 7).
Jedoch liegt in der Verhaltensweise

men, wenn diese nicht über Outlook
verbreitet, sondern - wie vor der
Einführung des dienststelleninternen
Intranets üblich - an jeden einzelnen
Wähler verteilt worden wäre.
Insgesamt gesehen handelt es sich
bei der unzulässigen Outlook-
Nutzung also um einen im Ergebnis
relativ unerheblichen Verstoß. Die
Duldung eines derart unerheblichen
Verstoßes einer an der Wahl beteilig-
ten Gruppierung durch die Beteiligte
zu 2. verstößt nicht gegen das
Anstandsgefühl aller billig und
gerecht Denkenden. (...)

2. Die X hat durch ihr Verhalten eben-
falls nicht in einer gegen die guten
Sitten verstoßenden Weise Einfluss
auf die Wahl genommen. § 21 Abs. 1
Satz 1 LPVG NRW richtet sich nicht
nur gegen die Dienststellenleitung
und andere nicht an der Wahl betei-
ligte Gruppierungen bzw. Personen,
sondern gegen jedermann, also auch
gegen Gruppierungen bzw. Personen,
die an der Wahl teilnehmen. 

Die X hat zwar vor der Wahl entgegen
dienstlichen Weisungen das Outlook-
Programm zur Verbreitung ihrer
Zeitung sowie einer Einladung zur
Wahlparty benutzt. Dadurch hat sie
jedoch aus den vorstehend dargeleg-
ten Gründen (noch) keinen sittenwid-
rigen Einfluss auf die Wahl ausgeübt.
Das vorstehend gefundene Ab-
wägungsergebnis trifft in Bezug auf
die durch die X begangenen Verstöße
in gleicher Weise zu. 

3. Die Beobachtung der Wahl durch
die Antragstellerin zu 2. (auch sie hat
sich laut Tagesprotokoll vom 9. Juni
2004 an diesem Tag mehrmals
zwecks Beobachtung des
Wahlverlaufs im Wahllokal aufgehal-

der Beteiligten zu 2. (noch) keine sit-
tenwidrige Beeinflussung der Wahl
i.S.d. § 21 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 LPVG
NRW. Das ergibt die nach den einlei-
tenden Ausführungen vorzunehmen-
de Abwägung der Umstände des
Einzelfalles: Die von der X vor der
Wahl über Outlook verbreiteten
Inhalte (X-Zeitung, Einladung zur
Wahlparty) sind inhaltlich als
Wahlwerbung zu qualifizieren und
damit grundsätzlich zulässig. Die
Nutzung von Outlook durch die X
diente der erleichterten Verbreitung
ihrer grundsätzlich zulässigen Wahl-
werbung. Zu
diesem Zweck
hat die X das
O u t l o o k -
Programm in
einem relativ
geringen Um-
fang genutzt.
Seit Januar
2003 wurden neun Zeitungen und
eine Einladung zur Wahlparty über
Outlook verbreitet. Also hat die X
Outlook in 17 Monaten insgesamt
zehn Mal genutzt, davon vier Mal in
den letzten drei Monaten vor der
Wahl (drei Zeitungen sowie die
Einladung zur Wahlparty). Außerdem
wurden mit der Versendung über
Outlook längst nicht alle Mitarbeiter
erreicht, da - wie die Antragstellerin
zu 2. im Anhörungstermin vor dem
Fachsenat vorgetragen hat - bei wei-
tem nicht alle Mitarbeiter über einen
Computer verfügen. Hinzu kommt -
und das ist entscheidend -, dass die
Zeitungen und die Einladung auch
ohne die Nutzung von Outlook zuläs-
sigerweise an die Bediensteten hät-
ten verteilt werden können. Diese
Gesichtspunkte, insbesondere aber
der letzte, zeigen, dass sich die nach
den dienststelleninternen Vorschrif-
ten untersagte Nutzung des Outlook-
Programms allenfalls geringfügig auf
die durch § 21 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2
LPVG NRW geschützte inhaltliche
Wahlentscheidung der Wähler aus-
gewirkt haben kann. Denn die
Wähler hätten von der Wahlwerbung
der X auch dann Kenntnis genom-
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ten) sowie zwei weitere Dienststel-
lenangehörige ist nicht vorschrifts-
widrig. Personalratswahlen sind
dienststellenöffentlich. Zwar ergibt
sich dies nicht unmittelbar aus dem
Gesetz. Jedoch gehört das Prinzip der
Öffentlichkeit der Wahl zu den wich-
tigsten Sicherungen freier demokra-
tischer Wahlen, da es eine effektive
Kontrolle der ordnungsgemäßen
Durchführung von Wahlen gewähr-
leistet. Namentlich auf Grund der
Tatsache, dass das nordrhein-westfä-
lische Landespersonalvertretungs-
gesetz weder die einseitige Beset-
zung des Wahlvorstandes mit Mit-
gliedern einer Gewerkschaft - unter
Ausschluss der in der Dienststelle
vertretenen Konkurrenzgewerk-
schaften - noch die Kandidatur von
Wahlvorstandsmitgliedern für die
Personalvertretung verbietet, kommt
dem Grundsatz der dienststellenbe-
zogenen Öffentlichkeit der Wahl-
handlung große Bedeutung zu.
Dementsprechend ist die Wahl für
jeden wahlberechtigten Bedienstet-
en sowie Beauftragte der in der
Dienststelle vertretenen Gewerk-
schaften öffentlich (vgl. Beschluss
des Fachsenats vom 3. Juni 1980 - CB
12/79 -, RiA 1981, 178). 

Aus der Entscheidung des Bundes-
verwaltungsgerichts vom 21. Juli
1980 - 6 P 13.80 -, PersV 1981, 501,
folgt nichts Gegenteiliges: Zwar hat
das Bundesverwaltungsgericht in
dieser Entscheidung die Verweisung
von Wahlbeobachtern aus dem
Wahllokal gebilligt, jedoch geschah
dies in dem dieser Entscheidung zu
Grunde liegenden Fall, um eine
Kontrolle der Wähler bei der
Stimmabgabe selbst zu verhindern.
Im vorliegenden Fall lässt sich dem
Tagesprotokoll vom 9. Juni 2004
indes nicht entnehmen, dass die drei
Wahlbeobachter entsprechende Ver-
suche unternommen oder gar ver-
sucht hätten, Wähler zu beeinflussen.
Die Antragsteller haben im Laufe des
vorliegenden Verfahrens ebenfalls
keine entsprechenden Vorwürfe
erhoben. 

den Fall hatte die Dienststellenleite-
rin über einen Zeitraum von 17
Monaten die Nutzung des E-Mail-
Programms durch die Gewerkschaft
X geduldet, obwohl dies auf Grund
einer Dienstanweisung verboten war.
Es ist nicht auszuschließen, dass einer
Reihe von Wählerinnen und Wählern
dies im Laufe von 17 Monaten
bekannt geworden ist und dass ihnen
Zweifel an der Neutralität der
Dienststellenleitung in einem sol-
chen Ausmaß gekommen sind, dass
sie sich an der Wahl nicht beteiligt
haben. Nach der Lebenserfahrung
jedenfalls ist dies nicht auszuschlie-
ßen. Insofern also kann das Verhalten
der Dienststellenleitung durchaus
Einfluss auf die Personalratswahlen
gehabt haben. 

Für einen neutralen Beobachter - und
dazu zählen auch die Wählerinnen
und Wähler - muss es schon merk-
würdig erscheinen, wenn in einer
Dienstanweisung die Nutzung des E-
Mail-Programms untersagt ist,
gleichzeitig aber von der Dienststel-
lenleitung eine solche Nutzung zuge-
lassen wird. Sie wäre verpflichtet
gewesen, die Nutzung des E-Mail-
Programms zur Werbung durch die X
unverzüglich zu untersagen.

Das OVG NRW hat den langen
Zeitraum der Nutzung des E-Mail-
Programms durch die Liste X lediglich
insoweit für bedeutsam gehalten, als
es darauf hingewiesen hat, dass in
dieser Zeit die Nutzung nur insge-
samt zehn Mal stattgefunden habe.
Es hat aber übersehen, dass gerade
wegen dieses langen Zeitraums die
Untätigkeit der Dienststellenleitung

Der von den Antragstellern behaup-
tete Verstoß der Zulassung von
Wahlbeobachtern gegen den
Grundsatz der geheimen Wahl ist
nicht nachvollziehbar. Die Teilnahme
an der Wahl lässt sich schon deswe-
gen nicht geheim halten, weil im
Wahllokal andere Personen (Wahl-
helfer, Wähler) anwesend sind. Dass
die Wahlbeobachter Einsicht in das
durch den Grundsatz der geheimen
Wahl geschützte Wahlverhalten des
Einzelnen, d.h. die Stimmabgabe neh-
men konnten, haben die Antragstel-
ler - wie schon gesagt - weder selbst
behauptet noch ergeben sich ent-
sprechende Hinweise aus dem
Tagesprotokoll vom 9. Juni 2004. 

Ebenso wenig nachvollziehbar ist,
inwiefern die Wahlbeobachter die
Wahl behindert haben sollen. Hierbei
handelt es sich um eine gänzlich
unsubstantiierte Behauptung, da
nicht ansatzweise ersichtlich ist,
inwiefern die Wahlbeobachter den
ungestörten Ablauf der Wahl beein-
trächtigt haben könnten. (..)

Anmerkung

Der vorliegenden Entscheidung des
OVG NRW ist nur in Teilen zuzustim-
men. Das Gericht hat nicht genügend
deutlich gemacht, dass sich ein
Dienststellenleiter nicht nur jeder
direkten Beeinflussung einer Per-
sonalratswahl zu enthalten hat, son-
dern auch verpflichtet ist, alles zu
unterlassen, was bei den Wähle-
rinnen und Wählern den Eindruck
einer nicht durchgehenden Neutra-
lität gegenüber allen Listeneinrei-
chern erwecken muss. Im vorliegen-
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umso schwerer wiegt und Zweifeln
an der Neutralität umso größere
Nahrung gibt. Deshalb auch kann
den Ausführungen des Gerichts nicht
zugestimmt werden, wonach "die
Duldung eines derart unerheblichen
Verstoßes einer an der Wahl beteilig-
ten Gruppierung ... nicht gegen das
Anstandsgefühl aller billig und
gerecht Denkenden (verstößt)".
Hierbei handelt es sich lediglich um
eine Vermutung. Dem Gericht hätte
es daher gut angestanden, sich mit
der Frage auseinander zu setzen, wel-
chen Eindruck die Wählerinnen und
Wähler haben mussten, die - wie
bereits dargestellt - über 17 Monate
erfahren haben, dass die
Dienststellenleitung eine verbotene
Nutzung des E-Mail-Programms
durch die Liste X zulässt und nicht

tragte der in der Dienststelle vertre-
tenen Gewerkschaften zuzustimmen.
Personalratswahlen sind dienststel-
lenöffentlich, so dass dem genannten
Personenkreis die Anwesenheit im
Wahllokal so lange gestattet sein
muss, wie Versuche unterbleiben, auf
die Wahlentscheidung Einfluss zu
nehmen bzw. nicht mehr sicherge-
stellt ist, dass die Stimmabgabe
geheim erfolgen kann. 

anderen Wahlbewerbern auch
Gleiches gestattet. Unbehagen hin-
terlässt die Entscheidung auch des-
halb, weil sich im Ergebnis die rechts-
untreue Gewerkschaft mit ihrer
Missachtung der Dienstanweisung
durchsetzen und sich Werbevorteile
verschaffen konnte und ihr Verhalten
vom Gericht - salopp ausgedrückt -
sozusagen als Kavaliersdelikt gewer-
tet wird. Die Entscheidung ist jeden-
falls kaum ein Beitrag zur
Ermutigung anderer Gewerkschaf-
ten, den Wahlkampf fair und unter
Beachtung der für die Dienststelle
aufgestellten Regeln zu bestreiten.

Dagegen ist den Ausführungen des
Gerichts zur Beobachtung von
Personalratswahlen durch wahlbe-
rechtigte Beschäftigte oder Beauf-
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Leitsätze

Benachteiligungsverbot

Laufbahnnachzeichnung bei einem
freigestellten Personalratsmitglied
Im Falle der Beteiligung eines
Mitglieds der Personalvertretung an
einem Stellenbesetzungsverfahren
sind das Erfordernis, dass der vorzu-
nehmende Qualifikationsvergleich
auf einer hinreichend aussagekräfti-
gen Grundlage zu erfolgen hat, und
das personalvertretungsrechtliche
Benachteiligungs- und Begüns-
tigungsverbot in geeigneter Weise in
Einklang bringen. Das Verfahren zur
Verwirklichung des Benachteili-
gungs- und Begünstigungsverbots
liegt, insbesondere im Hinblick auf
fehlende dienstliche Beurteilungen,
im pflichtgemäßen Ermessen des
Dienstherrn.  Ist die vom Dienstherrn
vorgenommene Laufbahnnachzeich-
nung nicht nachvollziehbar, so ist die
auf ihr beruhende Auswahlentschei-
dung rechtswidrig 

seine Bewerbung nach Eignung,
Befähigung und fachlicher Leistung
geprüft und nicht nach unzulässigen
Kriterien differenziert wird. Ein
Einstellungsanspruch ergibt sich aus
Art. 33 Abs. 2 GG nur dann, wenn
sämtliche Einstellungsvoraussetzun-
gen in der Person des Bewerbers
erfüllt sind und dessen Einstellung
die einzig rechtmäßige, ermessens-
fehlerfreie Entscheidung der Behörde
ist. 

Ein öffentlicher Arbeitgeber han-
delt nicht ermessensfehlerhaft, wenn
er die Entscheidung über die Bewer-
bung auf eine Stelle als wissenschaft-
licher Mitarbeiter an einem Lehrstuhl
für Strafrecht, Strafprozessrecht und
Urheberrecht bis zum Abschluss
eines gegen den Bewerber anhängi-
gen Strafverfahrens wegen falscher
Versicherung an Eides Statt (§ 156
StGB) zurückstellt. 

Der öffentliche Arbeitgeber ist
berechtigt, einen Bewerber um ein

(Leitsatz der Schriftleitung)
OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss
v. 14.2.2005 - 6 B 2496/03 -

Beamtenrecht

Bewertung von Fahrzeit außerhalb
der Regelarbeitszeit als Dienstzeit
Fährt ein Beamter außerhalb der
Regelarbeitzeit vom Ort eines aus-
wärtigen Dienstgeschäftes zum
Dienstort zurück, handelt es sich hier-
bei um keinen Dienst im Sinne des
Beamtenrechts.
OVG Rheinland-Pfalz, Urteil v.
18.11.2005 - 10 A 10727/05. OVG -

Stellenbesetzung

Zurückstellung der Einstellungsent-
scheidung bis zum Abschluss eines
anhängigen Strafverfahrens
Nach Art. 33 Abs. 2 GG kann ein
Bewerber um ein öffentliches Amt
grundsätzlich nur verlangen, dass
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öffentliches Amt nach anhängigen
Ermittlungs- und Strafverfahren zu
befragen, wenn ein solches Verfahren
Zweifel an der persönlichen Eignung
des Bewerber für die in Aussicht
genommene Tätigkeit begründen
kann.

Derartige Zweifel bestehen bei
einem Bewerber um die Stelle eines
wissenschaftlichen Mitarbeiters an
einem Lehrstuhl für Strafrecht,
Strafprozessrecht und Urheberrecht,
gegen den ein Strafverfahren wegen
falscher Versicherung an Eides Statt
gem. § 156 StGB anhängig ist. 
(Orientierungssätze)
BAG, Urteil v. 27.7.2005 
- 7 AZR 508/04 -

Arbeitszeit

Formularmäßige befristete
Erhöhung der regelmäßigen
Arbeitszeit/Unangemessene
Benachteiligung
Vereinbart ein öffentlicher
Arbeitgeber mit einer Vielzahl bei
ihm teilzeitbeschäftigter Lehrkräfte
nach dem 31. Dezember 2001 in von
ihm vorformulierten Verträgen for-
mularmäßig die befristete Erhöhung
der regelmäßigen Arbeitszeit für die
Dauer eines Schuljahres, unterliegt
die Befristung als Allgemeine
Geschäftsbedingung der Inhaltskon-
trolle nach § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB.
Die Befristung der Arbeitszeiter-
höhung ist nach § 307 Abs. 1 Satz 1
BGB unwirksam, wenn durch sie die
betroffenen Arbeitnehmer entgegen
den Geboten von Treu und Glauben
unangemessen benachteiligt wer-
den. Das ist anhand einer umfassen-
den Berücksichtigung und Bewer-
tung rechtlich anzuerkennender
Interessen der Vertragspartner fest-
zustellen. Dabei ist ein genereller,
typisierender, vom Einzelfall losgelös-
ter Maßstab anzulegen. 
Allein aus der Ungewissheit des künf-
tigen Arbeitskräftebedarfs ergibt sich
kein rechtlich anerkennenswertes
Interesse des Arbeitgebers an der
befristeten Erhöhung der regelmäßi-
gen Arbeitszeit der bei ihm unbefris-

eines höherwertigen Amtes setzt
voraus, dass die dem übertragenen
Dienstposten zugeordnete Planstelle
vakant ist.
BVerwG, Urteil 28.4.2005 
- 2 C 29.04 -

Vorübergehende Übertragung einer
höherwertigen Tätigkeit
Die Eingruppierung des Angestellten
nach dem Bundes-Angestelltentarif-
vertrag (BAT) bestimmt sich gemäß
dessen §§ 22, 23 nach der vom
Angestellten nicht nur vorüberge-
hend auszuübenden Tätigkeit. Wird
dem Angestellten vorübergehend
eine andere höherwertige Tätigkeit
übertragen, hat er hingegen gemäß §
24 BAT nach Maßgabe der weiteren
Voraussetzungen dieser Tarifnorm
für die Dauer der Ausübung dieser
Tätigkeit Anspruch auf eine persönli-
che Zulage. Eine zeitliche Grenze für
die vorübergehende Übertragung
einer höherwertigen Tätigkeit sieht
der BAT nicht vor. 
BAG, Urteil v. 14.12.2005 
- 4 AZR 474/04 -

Kündigungsrecht

Fristlose Kündigung einer ordentlich
unkündbaren schwerbehinderten
Arbeitnehmerin
Die Regelung des § 91 SGB IX gilt
auch für eine außerordentliche
Kündigung mit notwendiger Aus-
lauffrist gegenüber einem ordentlich
unkündbaren Arbeitnehmer. 
Der Arbeitgeber kann eine außeror-
dentliche Kündigung bereits dann
erklären, wenn die Zustimmungs-
entscheidung vom Integrationsamt
i.S.d. § 91 Abs. 3 SGB IX "getroffen" ist
und das Integrationsamt sie dem
Arbeitgeber mündlich oder fern-
mündlich bekannt gegeben hat.
Anders als bei einer ordentlichen
Kündigung bedarf es der Zustellung
der - schriftlichen - Entscheidung des
Integrationsamtes vor dem Zugang
der Kündigungserklärung nicht. § 91
SGB IX enthält eine von § 88 SGB IX
abweichende, speziellere Regelung.  
Die Zustimmungsentscheidung des

tet teilzeitbeschäftigten Arbeitneh-
mer.
Vereinbart ein neues Bundesland, bei
dem auf Grund rückläufiger
Schülerzahlen ein Lehrkräfteüber-
hang besteht, auf der Grundlage
einer Koalitionsvereinbarung mit der
Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft und anderen Pädagogenver-
bänden mit einer Vielzahl bei ihm
teilzeitbeschäftigter Lehrkräfte die
befristete Aufstockung des Stunden-
deputats für die Dauer eines Schul-
jahres, können die im Schulbereich
des Landes bestehenden Besonder-
heiten dazu führen, dass die Befris-
tung der Arbeitszeiterhöhung für die
betroffenen Lehrkräfte keine unange-
messene Benachteiligung i.S.v. § 307
Abs. 1 Satz 1 BGB darstellt.
(Zu 1. amtl. Leitsatz, zu 2.-4.
Orientierungssätze)
BAG, Urteil v. 27.7.2005 
- 7 AZR 486/04 -

Erhöhung der Pflichtstundenzahl für
angestellte Lehrer nach
Auseinanderfallen der Arbeitszeit
bei sonstigen Angestellten und
Beamten
Nach Nr. 3 der Sonderregelungen für
Angestellte als Lehrkräfte (SR 2I I BAT)
findet § 15 Bundes-Angestellten-
tarifvertrag (BAT) für die Arbeitszeit
angestellter Lehrkräfte keine
Anwendung. Es gelten die Bestim-
mungen der entsprechenden
Beamten, selbst wenn die Wochen-
arbeitszeit der sonstigen Angestel-
lten von der Wochenarbeitszeit der
Beamten abweicht. Folglich hat sich
die Pflichtstundenzahl für angestellte
Lehrkräfte an Sonderschulen entspre-
chend § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 der
Verordnung zur Ausführung des § 5
Schulfinanzgesetz Nordrhein-West-
falen auf 27,5 Stunden erhöht. 
BAG, Urteil v. 15.12.2005 
- 6 AZR 227/05 -

Besoldung/Entgelt

Verwendungszulage bei
Verhinderungsvertretung
Die Zulage für die Wahrnehmung
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Integrationsamtes muss im Zeit-
punkt ihrer mündlichen Mitteilung
an den Arbeitgeber nicht schriftlich
vorliegen; es reicht aus, dass sie tat-
sächlich "getroffen" worden war. 
(Orientierungssätze)
BAG, Urteil v. 12.5.2005 
- 2 AZR 159/04 -

Sonderkündigungsschutz nach medi-
zinisch indizierter Einleitung der
Geburt
Nach § 9 Abs. 1 Satz 1 Mutterschutz-
gesetz (MuSchG) ist die Kündigung
gegenüber einer Frau während einer
Schwangerschaft und bis zum Ablauf
von vier Monaten nach der Entbin-
dung unzulässig. 

Eine Entbindung im Sinne der
Norm ist u. a. in Anlehnung an ent-
sprechende personenstandsrechtli-
che Bestimmungen (§ 21 Abs. 2 PStG
in Verbindung mit Abs. 2 PStV) dann
anzunehmen, wenn die Leibesfrucht
ein Gewicht von mindestens 500
Gramm hat. Dabei spielt es keine
Rolle, ob das Kind lebend oder tot
geboren wird. Das gilt auch bei einer
medizinisch indizierten vorzeitigen
Beendigung der Schwangerschaft.
Dies entspricht im Sinne und Zweck
von § 9 Abs. 1 MuSchG, u. a. einen
Schutz für die durch die Schwanger-
schaft und den Geburtsvorgang ent-
stehenden Belastungen der Frau zu
gewähren. 
BAG, Urteil v. 15.12.2005 
- 2 AZR 462/04 -

Betriebsbedingte Kündigung/
Beschränkung der Sozialauswahl auf
Beschäftigungsbetrieb
Die soziale Auswahl bei einer
betriebsbedingten Kündigung ist auf
den Betrieb beschränkt, in dem der zu
kündigende Arbeitnehmer beschäf-
tigt ist. Nach ihrer Tätigkeit vergleich-
bare Arbeitnehmer in anderen
Betrieben des Unternehmens sind
auch dann nicht in die Auswahl ein-
zubeziehen, wenn der Arbeitgeber
gemäß dem Arbeitsvertrag zu einer
Versetzung des Arbeitnehmers 
in andere Betriebe berechtigt sein
sollte. 

chen Bestands des Arbeitsverhält-
nisses entsprechenden tatsächlichen
Arbeitsleistung. 
BAG, Urteil v. 10.5.2005 
- 9 AZR 261/04 -

Versorgung

Vereinbarung einer verminderten
Vergütung wegen Gewährleistung
einer Versorgungsanwartschaft nach
beamtenrechtlichen Vorschriften 
Ein öffentlicher Arbeitgeber darf sich
von einem Angestellten nicht eine
monatliche Zahlung als Gegenleis-
tung für die Zusage der späteren
Ernennung des Angestellten zum
Beamten versprechen lassen. Eine
solche Vereinbarung ist auch als
Nebenabrede in einem Arbeitsver-
trag nichtig und begründet nach der
Rechtsprechung der Verwaltungs-
gerichte einen öffentlich-rechtlichen
Erstattungsanspruch auf Rückzahl-
ung. Davon zu unterscheiden ist die
Vereinbarung einer verminderten
Vergütung wegen der Gewährleis-
tung einer Versorgungsanwart-
schaft nach beamtenrechtlichen Vor-
schriften im Zusammenhang mit der
Zusage einer späteren Beamtener-
nennung.
BAG, Urteil v. 7.12.2005 
- 5 AZR 254/05 -

Schwerbehindertenrecht

Anspruch auf behinderungsgerechte
Beschäftigung/Darlegungslast
Der schwerbehinderte Mensch hat
Anspruch auf behinderungsgerechte
Beschäftigung (§ 81 Abs. 4 Satz 1 Nr.
1 SGB IX). Zur Begründung dieses
Anspruchs hat er regelmäßig bereits
dann schlüssig vorgetragen, wenn er
Beschäftigungsmöglichkeiten auf-
zeigt, die seinem infolge der
Behinderung eingeschränkten
Leistungsvermögen und seinen
Fähigkeiten und Kenntnissen ent-
sprechen. Der Arbeitgeber hat sich
hierauf substantiiert einzulassen und
die Tatsachen vorzutragen, aus denen
sich ergibt, dass solche behinde-
rungsgerechte Beschäftigungsmög-

BAG, Urteil v. 15.12.2005 
- 6 AZR 199/05 -

Tarifrecht

Gleichstellungsabrede/Änderung der
Rechtsprechung zur Auslegung
arbeitsvertraglicher
Bezugnahmeklauseln 
Nach der Rechtsprechung des Vierten
Senats des BAG ist die Bezugnahme
in einem von dem tarifgebundenen
Arbeitgeber vorformulierten Arbeits-
vertrag auf die für das Arbeitsver-
hältnis einschlägigen Tarifverträge
regelmäßig eine Gleichstellungs-
abrede. Sie soll die etwa fehlende
Tarifgebundenheit des Arbeitneh-
mers ersetzen und zur schuldrechtli-
chen Anwendung des Tarifvertrages
auf das Arbeitsverhältnis führen, der
für die tarifgebundenen Arbeitneh-
mer kraft Gesetzes gilt. An dieser
Auffassung hält der Vierte Senat des
BAG für Bezugnahmeklauseln in vor
dem 1. Januar 2002 abgeschlossenen
Arbeitsverträgen fest. Er beabsichtigt
jedoch, die Auslegungsregel nicht
mehr auf arbeitsvertragliche Bezug-
nahmeklauseln anzuwenden, die mit
In-Kraft-Treten des Schuldrechts-
Modernisierungsgesetzes ab dem 1.
Januar 2002 vereinbart worden sind,
d. h. seit der Geltung der Unklarhei-
tenregelung in § 305 Abs. 2 BGB auch
für Arbeitsverträge. 
BAG, Urteil v. 14.12.2005
- 4 AZR 536/04 -

Arbeitszeugnis

Erwähnung der Elternzeit im
Arbeitszeugnis
Der Arbeitgeber darf in einem
Zeugnis die Elternzeit eines Arbeit-
nehmers nur erwähnen, sofern sich
die Ausfallzeit als eine wesentliche
tatsächliche Unterbrechung der
Beschäftigung darstellt. Das ist dann
der Fall, wenn diese nach Lage und
Dauer erheblich ist und wenn bei
ihrer Nichterwähnung für Dritte der
falsche Eindruck entstünde, die
Beurteilung des Arbeitnehmers beru-
he auf einer der Dauer des rechtli-
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lichkeiten nicht bestehen oder deren
Zuweisung ihm unzumutbar ist.
Hierzu gehört auch die Darlegung,
dass kein entsprechender freier
Arbeitsplatz vorhanden ist und auch
nicht durch Versetzung freigemacht

kann. Eine Unzumutbarkeit der
Beschäftigung des Arbeitnehmers
hat der Arbeitgeber sowohl darzule-
gen als auch zu beweisen. 
BAG, Urteil v. 10.5.2005 
- 9 AZR 230/04  -

werden kann. Es obliegt dann dem
Arbeitnehmer der Nachweis, dass
entgegen der Behauptung des
Arbeitgebers ein freier Arbeitsplatz
zur Verfügung steht oder vom
Arbeitgeber frei gemacht werden
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Vergütung der Mitglieder von
Einigungsstellen

Das BMI hat mit Rundschreiben vom
28.12.2005 - D I 3 - 212 213/3 - die
Empfehlungen zur Vergütung von
Mitgliedern der Einigungsstellen neu
gefasst. Die Hinweise sollen Hilfe-
stellung bei möglichen Unsicherhei-
ten in der Anwendung des § 71
BPersVG geben. Die Überarbeitung
war vor dem Hintergrund des
Kostenrechtsmodernisierungsgesetz-
es erforderlich geworden. Darüber
hinaus erfolgt eine Anpassung an die
geschlechtergerechte Sprache.

Die Vorgängerregelungen vom
25.9.1992 - D I 4 - 212 213/3 - und
vom 23.12.1994 - D I 4 - 212 213/3 -
werden durch das neue Rundschrei-
ben ersetzt. Den Hinweisen kommt
mangels einer dem § 200 BBG ent-
sprechenden Regelung im BPersVG
nur empfehlender Charakter zu. 

Neuer Personalratsbrief
erschienen

Der neue Personalratsbrief des dbb
zum Thema "Monatsgespräch" ist
erschienen. Sie erreichen ihn über
den nachstehenden Link. Weitere
Briefe stehen auf den Webseiten des
dbb unter Mitbestimmung/Wahlen
zum Download bereit. 

Sachbezugswerte der
Trennungsgeldverordnung

Über den nachstehenden Link finden
Sie die Bekanntmachung des
Bundesministerium des Innern zu
den ab 1. Januar 2006 gültigen
Sachbezugswerten.

Umfrage zum Thema 
"Ein-Euro-Jobs"

Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter
Leser,

schenken Sie uns einen Moment
Ihrer Zeit und unterstützen Sie uns
auch in Ihrem eigenen Interesse bei
unserer Arbeit. Der dbb benötigt zur
Vorbereitung und Unterfütterung
seiner politischen Argumentation
einen Überblick über die gängige
Praxis im Zusammenhang mit den
sog. Ein-Euro-Jobs und ist hierfür auf
Ihren Erfahrungsschatz angewiesen:
1. In welchen Bereichen und in wel-
chem Umfang werden Ein-Euro-
Jobber eingesetzt?
2. Wird der Personalrat im Zusam-
menhang mit der Einstellung von
Ein-Euro-Jobbern oder auch unter
anderen Aspekten beteiligt?

Bitte senden Sie uns Informatio-
nen an die Adresse reitzlsa@dbb.de
unter dem Stichwort "Umfrage Ein-
Euro-Jobs".
Vielen Dank im Voraus für Ihre
Unterstützung!

Download
Rundschreiben BMI

Download 
Bekanntmachung BMI

Download Personalratsbrief
„Monatsgespräch“
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